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1. Kapitel: Allgemeine Regeln

§ 1 [Gesetzgeberisches Ziel] Um die Öffnung nach außen zu erwei-
tern, ausländische Investitionen zu fördern und zu normieren, legale 
Rechtsinteressen ausländischer Investoren zu schützen, die staatliche 
Sicherheit und die gesellschaftlichen öffentlichen Interessen zu wahren 
und die gesunde Entwicklung der sozialistischen Marktwirtschaft zu 
fördern, wird dieses Gesetz festgelegt.

§ 2 [Anwendungsbereich] Dieses Gesetz wird angewendet auf In-
vestitionen ausländischer Investoren innerhalb des chinesischen Ge-
bietes.

§ 3 [Investitionsschutz] Der Staat schützt nach dem Recht die lega-
len Rechtsinteressen der ausländischen Investoren und der Unterneh-
men mit ausländischer Beteiligung 2.

§ 4 [Einhaltung inländischen Rechts] Ausländische Investoren 
und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung müssen die chinesi-
schen Gesetze einhalten; sie dürfen nicht die staatliche Sicherheit oder 
die gesellschaftlichen öffentlichen Interessen schädigen.

Ausländische Investoren und Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung, die eine Investition vornehmen, müssen bei der Durch-

1 Quelle des chinesischen Textes: < http://tfs.mofcom.gov.cn/article/as/201501/20150100871010.shtml >.
2 „Unternehmen mit ausländischer Beteiligung“ [ᡩ䌘ӕϮ, englisch: Foreign Invested Enterprises, FIE] umfassen Gemeinschaftsunternehmen 
mit chinesischer und ausländischer Kapitalbeteiligung [Ёড়䌘㒣㧹ӕϮ, Equity Joint Ventures, EJV], Unternehmen mit ausschließlich ausländischer 
Beteiligung [䌘ӕϮ, Wholly Foreign Owned Enterprises, WFOE] und chinesisch-ausländisch kooperativ betriebene Unternehmen [Ёড়㒣㧹ӕ
Ϯ, Contractual Joint Ventures, CJV].
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führung ihres Vorhabens die gesellschaftliche und geschäftliche Mo-
ral wahren, nach Treu und Glauben handeln, sich der Überwachung 
durch die Öffentlichkeit unterwerfen und die gesellschaftliche Verant-
wortung tragen.

§ 5 [Verwaltungsverfahren ausländischer Investitionen] Der Staat 
führt ein einheitliches System zu ausländischen Investitionen durch.

§ 6 [Inländerbehandlung] Ausländische Investoren genießen für 
ihre Investition innerhalb des chinesischen Gebiets die Inländerbe-
handlung, soweit dies nicht im Katalog zu besonderen Steuerungs-
maßnahmen für ausländische Investitionen (im Folgenden abgekürzt 
als „spezielle Verwaltungsverfahren“) gemäß § 23 dieses Gesetzes 
[Verfahren zur Erstellung des Katalogs] anderweitig geregelt ist.

§ 7 [Investitionsförderung] Der Staat legt Politnormen zur Förde-
rung ausländischer Investitionen fest, die im Einklang mit der sozialis-
tischen Marktwirtschaft, stehen, und führt diese durch, treibt die Ver-
einfachung der Investitionen voran und errichtet und vervollkommnt 
ein einheitliches, offenes, den Wettbewerbs- und Marktregeln entspre-
chendes System.

§ 8 [Grundsatz der Öffentlichkeit und Transparenz] Die staatli-
che Steuerung von Investitionen ausländischer Investoren innerhalb 
des chinesischen Gebiets muss die Grundsätze der Öffentlichkeit und 
Transparenz einhalten.

§ 9 [Für ausländische Investitionen zuständige Abteilungen] Die 
für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats ist 
gemäß diesem Gesetz für die landesweite Steuerung und Förderung 
ausländischer Investitionen zuständig.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen der 
Volksregierungen auf Kreis- oder höherer Ebene verantworten gemäß 
den gesetzlich bestimmten Befugnisgrenzen die Steuerung und Förde-
rung ausländischer Investitionen ihres Verwaltungsbezirks.

§ 10 [Investitionsverträge] Entsprechend den Grundsätzen von 
Gleichrangigkeit und wechselseitigem Nutzen fördert und entwi-
ckelt der Staat Investitionen mit anderen Ländern und Regionen und 
schließt multilaterale, bilaterale und regionale Investitionsverträge, 
-abkommen und -vereinbarungen.

2. Kapitel: Ausländische Investoren und ausländische Investitionen

§ 11 [Ausländische Investoren] Als ausländischen Investoren be-
zeichnet dieses Gesetz folgende Personen 3, die innerhalb des chinesi-
schen Gebiets investieren:

(1) natürliche Personen, die nicht chinesische Staatsangehörige 
sind;

(2) nach dem Recht eines anderen Staates oder einer anderen Regi-
on errichtete Unternehmen;

(3) die Regierung eines anderen Staates oder einer Region und ih-
nen zugehörige Abteilungen oder Organe;

(4) internationale Organisationen.

3 Wörtlich: Subjekte.
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Unternehmen innerhalb des [chinesischen] Gebiets, die von den im 
vorherigen Absatz bestimmten Personen kontrolliert werden, gelten 
als ausländische Investoren.

§ 12 [Chinesische Investoren] Als chinesischen Investoren bezeich-
net dieses Gesetz folgende Personen 4:

(1) natürliche Personen, die chinesische Staatsangehörige sind;

(2) die chinesische Regierung und ihr zugehörige Abteilungen oder 
Organe; 

(3) Unternehmen innerhalb des [chinesischen] Gebiets, die von den 
in den beiden vorherigen Ziffern bestimmten Personen kontrolliert 
werden.

§ 13 [Inländische Unternehmen] Als Unternehmen innerhalb des 
[chinesischen] Gebiets bezeichnet dieses Gesetz Unternehmen, die 
nach chinesischem Recht innerhalb des chinesischen Gebiets errichtet 
worden sind.

§ 14 [Unternehmen mit ausländischer Beteiligung] Als Unterneh-
men mit ausländischer Beteiligung bezeichnet dieses Gesetz Unterneh-
men, bei denen die Investition vollständig oder zu einem Teil von ei-
nem ausländischen Investor stammt, [und] die nach dem chinesischen 
Recht innerhalb des chinesischen Gebiets errichtet worden sind.

§ 15 [Ausländische Investitionen] Als ausländische Investitionen 
bezeichnet dieses Gesetz folgende Investitionsaktivitäten, die auslän-
dische Investoren direkt oder indirekt vornehmen:

(1) Errichtung eines Unternehmens innerhalb des [chinesischen] 
Gebiets;

(2) Erwerb von Anteilen, Anteilsrechten, Vermögensanteilen, Mit-
bestimmungsrechten oder anderen ähnlichen Rechtsinteressen an Un-
ternehmen innerhalb des [chinesischen] Gebiets; 

(3) Bereitstellung der Finanzierung über einen Zeitraum von min-
destens einem Jahr für ein chinesisches Unternehmen, in dem Rechts-
interessen nach der vorherigen Ziffer gehalten werden; 

(4) Erwerb der Konzession zu Exploration oder Abbau inländischer 
oder anderweitig der chinesischen Verwaltung unterstehender natür-
licher Ressourcen oder der Erwerb der Konzession zum Errichten und 
Betreiben von Infrastruktureinrichtungen;

(5) Erwerb von Landnutzungsrechten innerhalb des [chinesischen] 
Gebiets, Gebäudeeigentum oder anderen Immobilienrechten;

(6) Kontrolle eines Unternehmens innerhalb des [chinesischen] Ge-
biets oder Inhaberschaft an den Rechtsinteressen eines Unternehmens 
innerhalb des [chinesischen] Gebiets durch Formen wie etwa Vertrag 
oder Treuhand.

Wenn das tatsächliche Kontrollrecht an einem Unternehmen inner-
halb des [chinesischen] Gebiets als Folge von Transaktionen außerhalb 
[des chinesischen] Gebiets an einen ausländischen Unternehmer über-
tragen wird, so gilt dies als eine Investition innerhalb des chinesischen 
Gebiets durch ausländische Investoren.

4 Siehe Fn. 3.
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§ 16 [Immobilienrechte] Auf den Erwerb von Landnutzungsrech-
ten, Gebäudeeigentum oder anderen Immobilienrechten innerhalb des 
chinesischen Gebiets durch ausländische Investoren werden die be-
treffenden Gesetze und Bestimmungen angewendet, zugleich müssen 
die Bestimmungen des vierten Kapitels [Staatliche Sicherheitsprüfung] 
und des fünften Kapitels [Bericht von Informationen] dieses Gesetz 
eingehalten werden.

§ 17 [Nicht gewinnorientierte Organisationen] Auf die Errichtung 
nicht gewinnorientierter Organisationen oder den Erwerb von Rechts-
interessen an nicht gewinnorientierten Organisationen innerhalb des 
chinesischen Gebiets durch ausländische Investoren werden die betref-
fenden Gesetze und Bestimmungen angewendet, zugleich müssen die 
Bestimmungen des vierten Kapitel [Staatliche Sicherheitsprüfung] und 
fünften Kapitel [Bericht von Informationen] dieses Gesetz eingehalten 
werden.

§ 18 [Kontrolle] Als Kontrolle in Bezug auf ein einzelnes Unterneh-
men bezeichnet dieses Gesetz eine Situation, die mit einer der folgen-
den Voraussetzungen übereinstimmt:

(1) direkte oder indirekte Inhaberschaft an mindestens 50 Prozent 
der Anteile, Anteilsrechte, Vermögensanteile, Mitbestimmungsrechte 
oder anderen ähnlichen Rechtsinteressen;

(2) direkte oder indirekte Inhaberschaft an weniger als 50 Prozent 
der Anteile, Anteilsrechte, Vermögensanteile, Mitbestimmungsrechte 
oder anderen ähnlichen Rechtsinteressen, die aber mit einer der fol-
genden Situationen einhergeht: 

1. die Befugnis, direkt oder indirekt mindestens die Hälfte der Mit-
glieder des Vorstandes oder eines ähnlichen Entscheidungsorgans zu 
ernennen;

2. die Fähigkeit sicherzustellen, dass die von ihm nominierten Per-
sonen mindestens die Hälfte der Stellen im Vorstand oder in ähnlichen 
Entscheidungsorganen dieses Unternehmens erhalten;

die Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung, der Hauptver-
sammlung oder des Vorstandes und ähnlicher Entscheidungsorgane;

Vertrag oder Treuhand auf den Betrieb, die Finanzen, die Personalan-
gelegenheiten oder die Technik dieses Unternehmens.

§ 19 [Tatsächlich kontrollierende Person] Dieses Gesetz bezeich-
net als tatsächlich kontrollierende Person eine natürliche Person oder 
ein Unternehmen mit direkter oder indirekter Kontrolle über einen 
ausländischen Investor oder über ein Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung.

3. Kapitel: Steuerung des Zugangs

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 20 [System für den Zugangs ausländischer Investitionen] Der 
Staat führt ein einheitliches System für den Zugang ausländischer In-
vestitionen durch [und] steuert Sektoren, in denen ausländische Inves-
titionen entsprechend einem Katalog besonderer Steuerungsmaßnah-
men verboten oder beschränkt sind.
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§ 21 [Zuständige Behörde für den Zugang ausländischer Inves-
titionen] Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen 
üben in Abstimmung mit den betreffenden Abteilungen die Steuerung 
über ausländische Investition aus. 

§ 22 [Katalog besonderer Steuerungsmaßnahmen] Eine Benachtei-
ligung ausländischer Investitionen und ihrer Investitionen gegenüber 
chinesischen Investoren und ihren Investitionen oder eine anderweiti-
ge Einschränkung [ihres Handelns] ist in gesetzlicher Form, durch Ver-
waltungsrechtsnormen oder Beschlüsse des Staatsrates zu bestimmen 
und im Katalog besonderer Steuerungsmaßnahmen niederzulegen.

§ 23 [Verfahren zur Erstellung des Katalogs]  Der Staatsrat legt ei-
nen einheitlichen Katalog besonderer Steuerungsmaßnahmen fest und 
macht [diesen] bekannt.

Die für ausländische Investition zuständige Abteilung des Staatsra-
tes legt gemeinsam mit den betreffenden Abteilungen dem Staatsrat in 
Übereinstimmung mit multilateralen, bilateralen und regionalen Ver-
trägen, Abkommen und Vereinbarungen sowie den Gesetzen, Verwal-
tungsrechtsnormen, Staatsratsbeschlüssen Vorschläge zur Erstellung 
und Anpassung des Katalogs spezieller Steuerungsmaßnahmen zur 
Beratung vor.

§ 24 [Unterteilung des Katalogs] Der Katalog spezieller Maßnah-
men unterteilt sich in Durchführungsverbote und Durchführungsbe-
schränkungen.

Der Katalog spezieller Maßnahmen zählt detailliert die Vorausset-
zungen der Beschränkungen ausländischer Investitionen auf.

§ 25 [Katalog von Durchführungsverboten] Ausländische Investo-
ren dürfen nicht in Sektoren investieren, die im Katalog von Durchfüh-
rungsverboten angeführt werden. 

Verfügen ausländische Investoren direkt oder indirekt über Anteile, 
Anteilsrechte, Vermögensanteile, Mitbestimmungsrechte oder andere 
Rechtsinteressen an einem Unternehmen innerhalb des [chinesischen] 
Gebiets, so darf dieses Unternehmen innerhalb des [chinesischen] Ge-
biets in keinem Sektor investieren, der im Katalog von Durchführungs-
verboten angeführt wird, soweit dies nicht in abweichenden Bestim-
mungen des Staatsrates anders vorgesehen ist.

§ 26 [Katalog von Durchführungsbeschränkungen] Der Katalog 
von Durchführungsbeschränkungen umfasst die folgenden Umstände:

1. Investitionen, die über den vom Staatsrat bestimmten Standar-
dinvestitionsbetrag hinausgehen; 

2. Investitionen in Sektoren mit Durchführungsbeschränkung.

Ausländische Investitionen mit Berührung zum Katalog mit 
Durchführungsbeschränkungen, müssen in Übereinstimmung mit den 
Voraussetzungen der Bestimmungen des Katalogs zu den Durchfüh-
rungsbestimmungen stehen und bei den für ausländische Investitio-
nen zuständigen Abteilungen die Zugangserlaubnis zur Auslandsin-
vestition beantragen.

[Maßnahmen, die] nicht im Katalog von Durchführungsbeschrän-
kungen angeführt [sind], bedürfen keiner Zugangserlaubnis.
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2. Abschnitt: Zugangserlaubnis

§ 27 [Antrag auf zur Erteilung einer Erlaubnis für ausländischer 
Investitionen] Für Investitionen nach § 26 Abs. 1 Nr. 1 [Katalog von 
Durchführungsbeschränkungen] dieses Gesetzes muss eine Zugangs-
erlaubnis bei der für ausländische Investitionen zuständigen Abteilung 
des Staatsrates beantragt werden.

Für Investitionen nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 [Katalog von Durchfüh-
rungsbeschränkungen] dieses Gesetzes muss die Zugangserlaubnis bei 
der für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsra-
tes oder bei der bei den für ausländische Investitionen zuständigen Ab-
teilungen der Volksregierungen der PAS beantragt werden. Die kon-
krete Bestimmung der erlaubniserteilenden Behörde erfolgt durch den 
Staatsrat.

§ 28 [Zusammenrechnung der Investitionssumme] Wenn auslän-
dische Investoren innerhalb von zwei Jahren in dasselbe Investitions-
projekt mehrfach investieren und diese Investitionen als Gesamtbetrag 
den im Katalog der Durchführungsbeschränkungen vorgesehene Stan-
dardbetrag erreicht, so muss eine Zugangserlaubnis nach dem Gesetz 
beantragt werden.

§ 29 [Finanzierung als Teil der Berechnung der Investitionssum-
me] Stellen ausländische Investoren einem Unternehmen innerhalb 
des [chinesischen Gebiets], an dem sie Rechtsinteressen direkt oder 
indirekt halten, eine Finanzierung mit einer Dauer von mindestens 
einem Jahr zur Verfügung, so muss der Finanzierungsbetrag in den 
Investitionsbetrag eingerechnet werden.

§ 30 [Unterlagen zur Beantragung der Zugangserlaubnis] Wenn 
ausländische Investoren nach § 27 [Antrag auf zur Erteilung einer 
Zugangserlaubnis für ausländische Investitionen] ein Antrag auf Zu-
gangserlaubnis einreichen, müssen folgende Materialien vorgelegt 
werden:

(1) Antragsformular, beinhaltend:

1. die Umstände des ausländischen Investors und von dessen tat-
sächlich kontrollierender Person;

2. grundlegende Informationen zur ausländischen Investition, dies 
beinhaltet etwa den Investitionsbetrag, den Investitionssektor, die In-
vestitionsregion, Form der Investition, Verhältnis und Form der Einla-
gen;

3. Erläuterung zur Übereinstimmung mit den Anforderungen der 
besonderen Steuerungsmaßnahmen; 

-
nische Innovation, auf die Beschäftigung, auf den Umweltschutz, auf 
die Sicherheit der Produktion, auf die regionale Entwicklung, auf die 
Steuerung des Projektkapitals und auf die Entwicklung des Industrie-
sektors;

5. Erklärung dazu, ob bereits eine Prüfung zur staatlichen Sicher-
heit und kartellrechtliche Prüfung eingeleitet ist; 

6. für den Fall, dass zuvor eine Industrieerlaubnis einzuholen ist, 
Einreichen der von der zuständigen Industrieabteilung ausgestellten 
Erlaubnis; 
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7. wenn die Errichtung oder Änderung eines Unternehmens mit 
ausländischer Beteiligung berührt ist, Einreichen von Informationen 
wie etwa zur Organisation des Unternehmens mit ausländischer Betei-
ligung und seiner Kontrollstruktur;

8. Mitteilungs- und Zustellungsweise.

(2) die mit dem Antragsformular verbundenen Schriftstücke und 
Nachweismaterialien;

(3) Angaben und Erklärungen des ausländischen Investors und 
der diesen tatsächlich kontrollierenden Person sowie Versprechen hin-
sichtlich der Echtheit und Vollständigkeit der Antragsmaterialien.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen vom ausländischen Investor entsprechend der vorausgehenden 
Regelung das Einreichen ergänzender Materialien anfordern.

§ 31 [Annahme] Sind die Antragsunterlagen vollständig und ent-
sprechen der gesetzlichen Form, so müssen die für ausländische Inves-
titionen zuständigen Abteilungen den Antrag auf Zugangserlaubnis 
annehmen und dem Antragenden eine Empfangsbestätigung aushän-
digen.

Sind die Antragsunterlagen nicht vollständig oder entsprechen 
nicht der gesetzlichen Form, so müssen dem Antragenden vor Ort oder 
innerhalb von fünf Werktagen einmalig sämtliche Unterlagen benannt 
werden, die zu ergänzen oder zu korrigieren sind; innerhalb der Frist 
nicht benannte [Dokumente] gelten als am Tage der Antragstellung 
empfangen.

§ 32 [Prüfungsgesichtspunkte] Die für ausländische Investitionen 
zuständigen Abteilungen müssen die Erteilung der Zugangserlaubnis 
wie folgt prüfen:

2. Vereinbarkeit mit den Voraussetzungen der Bestimmungen des 
Katalogs besonderer Steuerungsmaßnahmen;

Beschäftigung, Umweltschutz, Sicherheit der Produktion, regionale 
Entwicklung, Steuerung des Projektkapitals, auf Entwicklung der In-
dustrie, auf den Wettbewerb und auf die gesellschaftlichen öffentli-
chen Interessen;

-
dustriesektors;

5. internationale Abkommen;

6. Umstände des ausländischen Investors sowie der ihn tatsächlich 
kontrollierenden Person;

7. andere Faktoren entsprechend den Bestimmungen des Staatsra-
tes.

§ 33 [Verhältnis von Zugangserlaubnis zu Industrieerlaubnis] 
Betrifft die ausländische Investition einen Sektor, in dem [für die Be-
tätigung] zuvor die vorherige Erteilung einer Industrieerlaubnis not-
wendig ist, so informieren die für ausländische Investitionen zuständi-
gen Abteilungen in ihrem Prüfungsbeschluss über deren Erteilung mit.

Betrifft die ausländische Investition einen Sektor, in dem [für die 
Betätigung] keine vorherige Erteilung einer Industrieerlaubnis not-
wendig ist, so holen die für ausländische Investition zuständigen Ab-
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teilungen im Rahmen der Überprüfung eine Stellungnahme der zu-
ständigen Industrieabteilung ein. Die Industrieabteilungen fertigen 
eine Prüfungsstellungnahme aus, die für ausländische Investitionen 
zuständigen Abteilungen erläutern in ihrem Prüfungsbeschluss die 
Prüfungsstellungnahme der zuständigen Industrieabteilung.

§ 34 [Koppelung von Zugangserlaubnis und Sicherheitsprüfung] 
Wird während der Prüfung entdeckt, dass die ausländische Investition 
eine Gefährdung für die staatliche Sicherheit darstellt oder darstellen 
könnte, so muss das Zugangsprüfungsverfahren ausgesetzt und dem 
Antragsteller schriftlich mitgeteilt werden, dass er die staatliche Si-
cherheitsprüfung beantragt; die mit der Durchführung der Zugangs-
prüfung befassten für ausländische Investitionen zuständigen Abtei-
lungen der Volksregierungen der PAS müssen der für ausländische 
Investitionen zuständigen Abteilung des Staatsrates hinsichtlich der 
relevanten Umstände Bericht erstatten. Sofern der Antragsteller seinen 
Antrag auf Zugangserlaubnis nicht zurückzieht, muss der ausländi-
sche Investor einen Antrag entsprechend dem 4. Kapitel [Prüfung der 
staatlichen Sicherheit] dieses Gesetzes stellen.

§ 35 [Prüfungsfrist] Die für ausländische Investitionen zuständi-
gen Abteilungen müssen die Zugangsprüfung innerhalb von 30 Werk-
tagen nach Annahme des Antrags auf Zugangserlaubnis abschließen. 
Im Fall komplizierter Umstände können sie [diese Frist] um 30 Werk-
tage verlängern.

Tritt der Fall des § 34 [Koppelung von Zugangserlaubnis und Si-
cherheitsprüfung] dieses Gesetzes ein und wird das Verfahren der 
staatlichen Sicherheitsprüfung eingeleitet, so wird die Zeit der Dauer 
der staatlichen Sicherheitsprüfung nicht in die Frist des vorherigen Ab-
satzes eingerechnet.

§ 36 [Prüfungsbeschluss] Die für ausländische Investitionen zu-
ständigen Abteilungen fassen nach dem Recht einen schriftlichen Be-
schluss, ob die gegenständliche ausländische Investitionen bewilligt, 
unter Zufügung von Bedingungen bewilligt oder nicht bewilligt wird 
und teilen dies dem Antragenden mit; im Fall einer Bewilligung unter 
Zufügung von Bedingungen oder der Nichtbewilligung, müssen sie 
die Gründe angeben.

§ 37 [Formen zugefügter Bedingungen] Die für ausländische In-
vestitionen zuständigen Abteilungen können ihrem Prüfungsbeschluss 
eine oder mehrere der folgenden Bedingungen beifügen:

1. Ausgliederung von Vermögen oder Geschäft[ssparten];

2. Beschränkung der Beteiligungsquote;

3. Beschränkung der Dauer der Aktivitäten;

4. Beschränkung der Investition auf eine Region;

5. Anforderung an das Verhältnis oder die Zahl der zu beschäfti-
genden örtlichen Arbeitskräfte;

6. andere Bedingungen entsprechend der Bestimmungen des 
Staatsrats.

Fügen die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen 
eine oder mehrere Bedingungen hinzu, so müssen sie diese im Prü-
fungsbeschluss benennen.
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§ 38 [Einholung von Stellungnahmen] Die für ausländische Inves-
titionen zuständigen Abteilungen können während der Zugangsprü-
fung die Stellungnahmen der entsprechenden Abteilungen, Lokalitä-
ten oder anderer Interessierter einholen.

§ 39 [Einholung der Stellungnahme der Öffentlichkeit] Für den 
Fall, dass die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen 
während der Zugangsprüfung zu der Ansicht kommen, dass das be-

-
lichen Interessen haben könnte, können sie Beweisaufnahmen einbe-
rufen, öffentliche Anhörungen durchführen oder auf andere Art die 
Stellungnahme der Öffentlichkeit einholen.

§ 40 [Gelegenheit zur Anhörung] Fassen die für ausländische In-
vestitionen zuständigen Abteilungen im Laufe der Zugangsprüfung 
den Beschluss, die Erlaubnis unter Zufügung von Bedingungen zu 
erteilen oder die Erteilung zu verweigern, so muss sie dem ausländi-
schen Investor Gelegenheit zur Anhörung geben.

§ 41 [Gültigkeitsdauer des Erlaubnisbeschlusses] Führt der aus-
ländische Investor innerhalb eines Jahrs nach Erteilung des Bewilli-
gungsbeschlusses die Investitionshandlung nicht durch, so muss er 
eine Erklärung zu den Umständen gegenüber der für ausländische 
Investitionen zuständigen Abteilung, welche die Erlaubnis erteilt hat, 
abgeben. Erachtet die für ausländische Investitionen zuständige Abtei-
lung es für notwendig, so muss der ausländische Investor seinen An-
trag auf Zugangserlaubnis erneut stellen.

§ 42 [Abwicklungsverfahren] Für ausländische Investitionen, die 
nach diesem Gesetz einer Zugangserlaubnis bedürfen, muss der aus-
ländische Investor, nachdem er die Zugangserlaubnis erhalten hat, 
Formalitäten wie etwa für die Registrierung, für Devisen und für Steu-
ern vornehmen. 

Für ausländische Investitionen, die nicht nach diesem Gesetz einer 
Zugangserlaubnis bedürfen, kann der ausländische Investor Formali-
täten wie etwa für die Registrierung, für Devisen und für Steuern ent-
sprechend den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen vornehmen.

§ 43 [Veröffentlichung der Erlaubnisbeschlusses] Die für auslän-
dische Investitionen zuständigen Abteilungen müssen Entscheidun-
gen über die Erteilung einer Zugangserlaubnis für eine ausländische 
Investition in der Öffentlichkeit bekannt machen, außer wenn [diese] 
nach dem Recht nicht veröffentlicht werden.

§ 44 [Bericht zur Einhaltung zugefügter Bedingungen] Ist eine 
Zugangserlaubnis für eine ausländische Investition nach diesem Ge-
setz unter Zufügung von Bedingungen erteilt worden, so müssen der 
ausländische Investor oder das Unternehmen mit ausländischer Betei-
ligung nach dem 5. Kapitel [Bericht von Informationen] 4. Abschnitt 
[Periodische Berichte] dieses Gesetzes einen Jahresbericht gemeinsam 
mit einer Erklärung zur Einhaltung der zugefügten Bedingungen bei 
der Ausführung der betreffenden [Geschäfts-]Umstände im vorange-
gangenen Jahr abgeben.

§ 45 [Fiktion inländischer Investition bei tatsächlicher Kontrolle] 
Unterliegt ein ausländischer Investor im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 
[Ausländische Investoren], der Kontrolle eines chinesischen Investors, 
so kann er für den Fall, dass seine Investition innerhalb des [chinesi-
schen] Gebiets nach dem Katalog einer Beschränkung unterfällt, bei 
der Antragstellung schriftliche Nachweismaterialien [hierfür] einrei-
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chen [und] beantragen, dass seine Investition als die Investition eines 
chinesischen Investors behandelt wird.

Bei der Prüfung der Zugangserlaubnis müssen die für ausländi-
sche Unternehmen zuständigen Abteilungen, welche die Prüfung des 
Antrags des ausländischen Investors entsprechend dem vorherigen 
Absatz vornehmen, in einer Prüfungsstellungnahme mitteilen, ob die 
Investition als die eines chinesischen Investors behandelt wird, und 
hierzu im Beschluss über die Zugangserlaubnis eine Erklärung abge-
ben.

§ 46 [Leitfaden für die Prüfung des Zugangs ausländischer Inves-
titionen] Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates erarbeitet einen Leitfaden zur Überprüfung des Zugangs 
ausländischer Investitionen und macht diese bekannt.

§ 47 [Beratung] Ausländische Investoren und Interessierte können 
bei den nach § 27 [Antrag auf zur Erteilung einer Erlaubnis zu aus-
ländischer Investition] dieses Gesetzes für ausländische Investitionen 
zuständigen Abteilungen Anfragen in Bezug auf Umfang und das Ver-
fahren [zur Erteilung] der Zugangserlaubnis für ausländische Investi-
tionen einreichen.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen müs-
sen innerhalb von zehn Werktagen nach Erhalt der Anfrage eine Ant-
wort ausfertigen.

4. Abschnitt: Staatliche Sicherheitsprüfung

§ 48 [System der staatlichen Sicherheitsprüfung] Um die staatli-
che Sicherheit zu gewähren und ausländische Investitionen zu regeln 
und zu fördern, schafft der Staat ein einheitliches System zur staatli-
chen Sicherheitsprüfung für ausländische Investitionen, nach dem er 
für jede ausländische Investitionen, die eine Gefährdung oder mögli-
che Gefährdung der staatlichen Sicherheit darstellt, eine Sicherheits-
überprüfung vornimmt. 

§ 49 [Gemeinsame Konferenz zur Sicherheitsprüfung] Der Staats-
rat richtet eine Gemeinsame Konferenz zur staatlichen Sicherheitsprü-
fung ausländischer Investitionen [im Folgenden: Gemeinsame Konfe-

ausländischer Investitionen übernimmt.

Die Abteilung für Entwicklung und Reform des Staatsrats und die 
für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrates 
fungieren gemeinsam als einberufende Einheit für die Gemeinsame 
Konferenz und führen gemeinsam mit den für ausländische Investi-
tionen betreffenden Abteilungen die staatliche Sicherheitsprüfung für 
ausländische Investitionen konkret durch.

§ 50 [Antrag des ausländischen Investors auf Sicherheitsprüfung] 
Wenn ausländische Investitionen die staatliche Sicherheit gefährden 
oder gefährden könnten, so kann der ausländische Investor bei der für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilung des Staatsrats die 
staatliche Sicherheitsprüfung beantragen.

§ 51 [Unterlagen für die Sicherheitsprüfung] Ausländische Inves-
toren müssen beim Einreichen des Antrags auf staatliche Sicherheits-
prüfung bei der für ausländische Investitionen zuständigen Abteilung 
des Staatsrates folgende Materialien beifügen:

(1) Antragsformular, beinhaltend:
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1. die Umstände des ausländischen Investors, dessen tatsächlich 
kontrollierender Person und seiner leitenden Manager;

2. grundlegende Informationen zur Investition, dies beinhaltet 
etwa den Investitionsbetrag, den Investitionssektor, die Investitionsre-
gion, die Form der Investition, das Verhältnis und die Form der Einla-
gen und die Geschäftsplanung;

3. eine Erklärung zur Gefährdung der staatlichen Sicherheit oder 
möglichen Gefährdung der staatlichen Sicherheit durch die Investition;

4. ist die Errichtung oder Änderung eines Unternehmens mit aus-
ländischer Beteiligung betroffen, sind Informationen wie etwa zur Or-
ganisationsform und zur Kontrollstruktur des Unternehmens mit aus-
ländischer Beteiligung einzureichen; 

5. Mitteilungs- und Zustellungsweise.

(2) die mit dem Antragsformular verbundenen Schriftstücke und 
Nachweismaterialien;

(3) Angaben und Erklärungen des ausländischen Investors und 
der diesen tatsächlich kontrollierenden Person sowie Versprechen hin-
sichtlich der Echtheit und Vollständigkeit der Antragsunterlagen.

Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates kann im Verfahren der staatlichen Sicherheitsüberprüfung 
vom ausländischen Investor und anderen beteiligten Parteien das Ein-
reichen ergänzender Materialien anfordern.

§ 52 [Unterredungstermin] Vor dem Einreichen des Antrags auf 
Sicherheitsprüfung bei der für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilung des Staatsrats kann der ausländische Investor eine Unterre-
dung zum Ablauf des Verfahrens anfragen, um die betreffenden Um-
stände vorab erläutern zu können.

§ 53 [Entscheidung über das Erfordernis einer Sicherheitsprü-
fung] Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates muss den Antragenden 15 Werktage nach Eingang der 
Antragsunterlagen entsprechend § 51 [Unterlagen für die Sicherheits-
prüfung] dieses Gesetzes darüber informieren, ob das gegenständliche 
Investitionsvorhaben der staatlichen Sicherheitsüberprüfung bedarf 
oder nicht.

Bedarf es der staatlichen Sicherheitsüberprüfung, so fordert die für 
ausländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats inner-
halb von fünf Werktagen nach Information des Antragenden die Ge-
meinsame Konferenz auf, die Sicherheitsprüfung vorzunehmen.

§ 54 [Rücknahme des Sicherheitsprüfungsantrags durch den In-
vestor] Ausländische Investoren dürfen, nachdem sie ihren Antrag auf 
staatliche Sicherheitsprüfung eingereicht haben, ihren Antrag nicht 
ohne die Zustimmung der für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilung des Staatsrates zurücknehmen.

§ 55 [Veranlassung der Sicherheitsprüfung von Amts wegen] Die 
Gemeinsame Konferenz kann von Amts wegen beschließen, eine staat-
liche Sicherheitsüberprüfung einer ausländischen Investition, welche 
die staatliche Sicherheit gefährdet oder gefährden könnte, durchzufüh-
ren.

Nehmen betreffende Abteilungen, Industrievereinigungen, bran-
chengleiche Unternehmen, vor- oder nachgelagerten Unternehmen 
oder andere Beteiligte, die nicht der ausländische Investor sind, an, 
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dass eine ausländische Investition einer staatlichen Sicherheitsprüfung 
bedarf, können sie bei der für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilung des Staatsrates die Durchführung der staatlichen Sicher-
heitsüberprüfung vorschlagen. Nimmt die Gemeinsame Konferenz an, 
dass eine staatliche Sicherheitsüberprüfung notwendig ist, so kann sie 
Durchführung der Prüfung beschließen.

Hat die Gemeinsame Konferenz die Durchführung der staatlichen 
Sicherheitsprüfung beschlossen, so informiert die für ausländische In-
vestitionen zuständige Abteilung des Staatsrates den ausländischen 
Investor schriftlich.

§ 56 [Erneute Sicherheitsprüfung] Liegt einer der folgenden Um-
stände vor, so kann die Gemeinsame Konferenz gemäß § 55 [Veranlas-
sung der Sicherheitsprüfung von Amts wegen] gegenüber einer bereits 
geprüften ausländischen Investition erneut die staatliche Sicherheits-
prüfung vornehmen:

(1) Ausländische Investoren oder andere Beteiligte haben während 
des Verfahrens maßgebliche Umstände verschwiegen, falsche Materia-
lien eingereicht oder falsche Angaben gemacht;

(2) Ausländische Investoren oder andere Beteiligte haben bei Vor-
nahme der Investition gegen im Sicherheitsprüfungsbeschluss enthal-
tene zugefügte Bedingungen verstoßen.

§ 57 [Faktoren der Sicherheitsprüfung]  Die bei der staatlichen Si-
cherheitsprüfung der ausländischen Investition abzuwägenden Fakto-
ren umfassen:

-
sen das zur Landesverteidigung benötigte Produktionsvermögen in-
ländischer Produkte; Fähigkeit zur Bereitstellung inländischer Diens-
te sowie zugehöriger Ausstattungen und Einrichtungen sowie [der 

Schlüsselfunktion;

von Schlüsseltechnologien für die staatliche Sicherheit;

die staatliche Sicherheitssektoren betreffen,

-
ren Gütern 5 und Technologien, die der Im- und Exportkontrolle unter-
liegen;

Technologien unseres Landes;

-
gie, Nahrungsmitteln und anderen zentralen Ressourcen;

(8) Kontrolle des ausländische Investitionsvorhaben durch eine 
ausländischen Regierung;

5 Englisch: dual-use objects.
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die öffentliche Ordnung;

(11) weiter Faktoren, von denen die Gemeinsame Konferenz an-
nimmt, dass sie abgewogen werden müssen.

§ 58 [Beschlussformen der Sicherheitsprüfung] Entsprechend 
dem Ergebnis der staatlichen Sicherheitsprüfung können der Staatsrat 
oder die Gemeinsame Konferenz folgende Beschlüsse fassen:

(1) Die ausländische Investition stellt keine Gefahr für die staatli-
che Sicherheit dar und erhält damit die Zulassung;

(2) die ausländische Investition stellt eine Gefährdung oder mögli-
che Gefährdung für die staatliche Sicherheit dar, aber diese kann durch 
Zufügung von Bedingungen beseitigt werden und erhält damit die be-
dingte Zulassung;

(3) Die ausländische Investition stellt eine Gefährdung oder mögli-
che Gefährdung für die staatliche Sicherheit dar, die nicht zu beseitigen 
ist, und erhält damit keine Zulassung.

Ausländische Investoren und andere Beteiligte müssen mit der Ge-
meinsamen Konferenz bei der Durchführung der staatlichen Sicher-
heitsprüfung zusammenarbeiten, für die Prüfung erforderliche Infor-
mationen bereit stellen und sich Befragungen sowie -Untersuchung 
unterziehen lassen.

§ 60 [Phasen der Sicherheitsprüfung] Die staatliche Sicherheits-
überprüfung durch die Gemeinsame Konferenz teilt sich in eine allge-
meine Phase und eine besondere Phase.

§ 61 [Frist für die allgemeine Prüfung] Die allgemeine Prüfung 
muss innerhalb von 30 Tagen von dem Zeitpunkt, in dem die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung der Staatsrats die Ge-
meinsame Konferenz zur Prüfung gemäß § 53 [Entscheidung über 
das Erfordernis einer Sicherheitsprüfung] auffordert oder in dem die 
Gemeinsame Konferenz gemäß § 55 [Veranlassung der Sicherheitsprü-
fung von Amts wegen] dieses Gesetzes beschlossen hat, eine staatliche 
Sicherheitsprüfung vorzunehmen, abgeschlossen werden.

§ 62 [Stellungnahme zur allgemeinen Prüfung] Nach Abschluss 
der allgemeine Prüfung fertigt die Gemeinsame Konferenz, wenn sie 
zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die ausländische Investition die 
staatliche Sicherheit nicht gefährdet, eine Prüfungsstellungnahme aus, 
und benachrichtigt die für ausländische Investitionen zuständige Ab-
teilung des Staatsrates schriftlich; nimmt sie an, dass durch die auslän-
dische Investition ein Risiko für die Gefährdung der staatlichen Sicher-
heit bestehen könnte, beschließt sie, eine besondere Sicherheitsprüfung 
durchzuführen, und benachrichtigt die für ausländische Investitionen 
zuständigen Abteilung des Staatsrates schriftlich.

Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates benachrichtigt innerhalb von fünf Werktagen nach Erhalt 
der Prüfungsstellungnahme der Gemeinsamen Konferenz den Antra-
genden und  betreffende Beteiligte schriftlich.

§ 63 [Frist für besondere Prüfung] Die besondere Prüfung muss in-
nerhalb von 60 Werktagen nach Veranlassung des Verfahrens zur spe-
ziellen Prüfung gemäß § 62 [Stellungnahme zur allgemeinen Prüfung] 
abgeschlossen werden.

˄क˅ᇍ⼒Ӯ߽݀݅Ⲟ݀
݅⾽ᑣⱘᕅડ˗

˄कϔ˅㘨ᐁӮ䆂䅸Ўᑨᔧ
㗗㰥ⱘ݊Ҫ㋴Ǆ

ኃ̊ӠЛ్Ǐ߶ࠅф߿ዜۋǐ�
ḍᆊᅝܼᅵᶹ㒧ᵰˈࡵ䰶
㗙㘨ᐁӮ䆂ৃߎབϟއᅮ˖

˄ϔ˅ᡩ䌘ϡॅᆇᆊ
ᅝܼⱘˈќҹ䗮䖛˗

˄Ѡ˅ᡩ䌘ॅᆇ㗙ৃ
㛑ॅᆇᆊᅝܼǃԚৃ䗮䖛䰘ࡴ
䰤ࠊᗻᴵӊ⍜䰸ⱘˈќҹ䰘ᴵӊ
䗮䖛˗

˄ϝ˅ᡩ䌘ॅᆇ㗙ৃ
㛑ॅᆇᆊᅝܼϨ᮴⊩⍜䰸ⱘˈ
ϡќ䗮䖛Ǆ

ኃ̊Ӡ˴్ǏᦠՋ߶ࠅ˦ҫǐ�
ᡩ䌘㗙ঞ݊ҪᔧџҎᑨ䜡ড়
㘨ᐁӮ䆂䖯㸠ᆊᅝܼᅵᶹˈᦤ
կᅵᶹ䳔㽕ⱘֵᙃˈফ᳝݇䆶
䯂ḌᶹǄ

ኃНӠ్Ǐ߶ࠅൿǐ� 㘨ᐁ
Ӯ䆂䖯㸠ᆊᅝܼᅵᶹˈߚЎϔ
㠀ᗻᅵᶹ䰊↉⡍߿ᅵᶹ䰊↉Ǆ

ኃНӠʶ్Ǐʶᓉবࠅಉௐ
ᬌǐ� ϔ㠀ᗻᅵᶹᑨࡵ䰶
ᡩ䌘Џㅵ䚼䮼ձᴀ⊩Ѩक
ϝᴵǏ⹂ᅮᰃ৺䳔㽕䖯㸠ᅝᅵǐ
ᦤ䇋㘨ᐁӮ䆂䖯㸠ᅵᶹП᮹㗙
㘨ᐁӮ䆂ձᴀ⊩ѨकѨᴵ�
Ǐձ㘠ᴗਃࡼᅝᅵǐއᅮ䖯㸠
ᆊᅝܼᅵᶹП᮹䍋��ϾᎹ᮹ݙ
ᅠ៤Ǆ

ኃНӠ్̃Ǐʶᓉবࠅಉǐ�
㒣䖛ϔ㠀ᗻᅵᶹৢˈབ㘨ᐁӮ䆂
䅸Ўᡩ䌘ϡॅᆇᆊᅝܼ
ⱘˈᑨᔶ៤ᅵᶹᛣ㾕ˈᑊк䴶
䗮ⶹࡵ䰶ᡩ䌘Џㅵ䚼䮼˗
䅸Ўᡩ䌘ৃ㛑ᄬॅᆇᆊ
ᅝܼ亢䰽ⱘˈᑨއᅮ䖯㸠⡍߿ᅵ
ᶹˈᑊк䴶䗮ⶹࡵ䰶ᡩ䌘
Џㅵ䚼䮼Ǆ

ࡵ䰶ᡩ䌘Џㅵ䚼䮼
ᬊࠄ㘨ᐁӮ䆂ᅵᶹᛣ㾕ৢ�ϾᎹ
᮹ݙк䴶䗮ⶹ⬇䇋Ҏ᳝݇ᔧџ
ҎǄ

ኃНӠʻ్ǏྱѾࠅಉௐᬌǐ�
⡍߿ᅵᶹᑨձᴀ⊩݁कѠ
ᴵǏϔ㠀ᗻᅵᶹᛣ㾕ǐ㾘ᅮਃࡼ



298

Gesetz der VR China für ausländische Investitionen (Konsultationsentwurf), ZChinR 2015

Nach Veranlassung des Verfahrens der speziellen Prüfung muss 
die Gemeinsame Konferenz eine Sicherheitsbewertung für die auslän-
dische Investition organisieren und aufgrund dieser bewertenden Stel-
lungnahme ihre Prüfung durchführen.

§ 64 [Stellungnahme zur besonderen Prüfung] Nach Abschluss 
der besonderen Prüfung muss die Gemeinsame Konferenz, wenn sie 
zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die ausländische Investition die 
staatliche Sicherheit nicht gefährdet, die Prüfungsstellungnahme aus-
fertigen und die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilung 
des Staatsrats schriftlich benachrichtigen; die für ausländische Investi-
tionen zuständige Abteilung des Staatsrates benachrichtigt innerhalb 
von fünf Werktagen nach Erhalt der Prüfungsstellungnahme der Ge-
meinsamen Konferenz den Antragenden und betreffende Beteiligte 
schriftlich.

Kommt die Gemeinsame Konferenz bei der besonderen Prüfung 
zu dem Ergebnis, dass die ausländische Investition die staatliche Si-
cherheit gefährdet oder gefährden könnte, muss sie eine schriftliche 
Stellungnahme abgeben und den Staatsrat um eine Entscheidung bit-
ten. Für den Fall der Zulassung benachrichtigt die für ausländische In-
vestitionen zuständige Abteilung des Staatrats den Antragenden und  
betreffende Beteiligte; für den Fall der Ablehnung fertigt der Staatsrat 
den ablehnenden Beschluss aus.

§ 65 [Zufügung beschränkender Bedingungen] Um eine mögli-
che Gefährdung der staatlichen Sicherheit durch die betreffende aus-
ländische Investition zu verhindern, kann der Antragende der für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilung des Staatsrats vor 
Ausfertigung des Prüfungsbeschlusses die Zufügung beschränkender 
Bedingungen der betreffenden ausländischen Investition vorschlagen.

Die Gemeinsame Konferenz muss die Wirksamkeit und Durch-
führbarkeit der Vorschläge bewerten.

Die Gemeinsame Konferenz kann entsprechend dem Ergebnis der 
Bewertung mit den betreffenden Beteiligten zugefügte beschränkende 
Bedingungen vereinbaren, einschließlich notwendiger Anpassungen 
bei der Vornahme der Investition, um die mögliche Gefährdung für die 
staatliche Sicherheit zu beseitigen.

§ 66 [Bedingte Zulassung] Nach Vornahme der Bewertung und er-
zielter Übereinstimmungen mit den betroffenen Beteiligten kann die 
Gemeinsame Konferenz einen Beschluss unter Zufügung von Bedin-
gungen ausfertigen und dies der für ausländische Investitionen zu-
ständigen Abteilung des Staatsrates sowie dem Antragenden und den 
betreffenden Beteiligten schriftlich mitteilen.

§ 67 [Überwachung der Ausführung von Bedingungen] Hat eine 
ausländische Investition nach diesem Gesetz die staatliche Sicher-
heitsprüfung unter Zufügung von beschränkenden Bedingungen be-
standen, so müssen der ausländische Investor und das Unternehmen 
mit ausländischer Beteiligung nach dem 4. Abschnitt [Regelmäßige 
Berichterstattung] des 5. Kapitels [Bericht von Informationen] dieses 
Gesetzes einen Jahresbericht gemeinsam mit einer Erklärung zu den 
betreffenden Umständen der Einhaltung der zugefügten beschränken-
den Bedingungen im letzten Jahr einreichen.
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Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates muss gemeinsam mit den betreffenden Abteilungen geeig-
nete Maßnahmen zur Überwachung der Durchführung der beschrän-
kenden Bedingungen ergreifen. Verstoßen betroffene Beteiligte gegen 
die beschränkenden Bedingungen und verursachen hierdurch eine 
Gefährdung oder mögliche Gefährdung der staatlichen Sicherheit, 
so kann die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates zu einer erneuten Sicherheitsprüfung gemäß § 56 [Erneute 
Sicherheitsprüfung] auffordern.

§ 68 [Leitfaden zur Sicherheitsprüfung] Die für ausländische In-
vestitionen zuständige Abteilung fertigt einen Leitfaden zur Sicher-
heitsprüfung an und veröffentlicht diesen.

§ 69 [Jahresbericht zur Sicherheitsprüfung] Die für ausländische 
Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats muss Jahresberichte 
zur staatlichen Sicherheitsprüfung für ausländische Investitionen an-
fertigen und veröffentlichen.

Während 
der Durchführung der staatlichen Sicherheitsprüfung kann die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats notwendi-

gewährleisten.

§ 71 [Zwingende Maßnahmen zur Sicherheitsprüfung] Ist ein 
staatliche Sicherheitsprüfung zu dem Ergebnis gekommen, dass eine 
ausländische Investition eine erhebliche Gefährdung der staatlichen 
Sicherheit darstellt oder darstellen könnte, weist die für ausländische 
Investitionen des Staatsrats zuständige Abteilung die Beteiligten an, 
die ausländische Investition nicht vorzunehmen oder einzustellen, die 
betreffenden Anteilsrechte und Vermögen zu veräußern oder andere 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Gefährdung der staatlichen Sicher-
heit durch die ausländische Investition zu beseitigen oder zu verhin-
dern.

Die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung des 
Staatsrates kann gemeinsam mit den betreffenden Abteilungen die 
notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Gefährdung der staatli-
chen Sicherheit durch die ausländische Investition zu beseitigen oder 
zu verhindern.

§ 72 [Übernahme gesetzlicher Haftung] Führen ausländische In-
vestoren eine Investition durch, ohne die staatliche Sicherheitsprüfung 

-
nahmen der Sicherheitsprüfung], 71 [Zwingende Maßnahmen zur Si-
cherheitsprüfung] von der für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilung des Staatsrates ergriffenen Maßnahmen einen Schaden hin-
sichtlich der bereits vorgenommenen Investition, so trägt diesen der 
ausländische Investor.

§ 73 [Freistellung von Verwaltungswiderspruch und Klageer-
hebung] Gegen einen nach diesem Kapitel gefassten Sicherheitsprü-
fungsbeschluss kann kein Verwaltungswiderspruch eingelegt und kei-
ne Verwaltungsrechtsklage erhoben werden.

§ 74 [System für Sicherheitsprüfung für Investitionen im Finanz-
sektor] Das System der staatlichen Sicherheitsprüfung für ausländische 
Investoren im Finanzsektor wird vom Staatsrat anderweitig bestimmt.
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5. Kapitel: Bericht von Informationen

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 75 [System der Berichte von Informationen] Der Staat errichtet 
und vervollkommnt ein System zum Bericht von Informationen für 
ausländische Investitionen, um rechtzeitig, präzise und umfassend die 
Situation ausländischer Investitionen und die Umstände des Betriebs 
von Unternehmen mit ausländischer Beteiligung zu überblicken und 
dadurch eine Grundlage für die Formulierung und Vervollkommnung 
von gesetzlichen Bestimmungen und Politnormen für ausländische 
Investitionen, die ausländische Investitionen fördern und steuern, zu 
schaffen.

§ 76 [Verwaltung der Berichte von Informationen] Die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats richtet ein 
System zum Bericht von Informationen über ausländische Investitio-
nen ein, formuliert ein System zur Verwaltung der Berichte von Infor-
mationen und verantwortet die Arbeit der landesweiten Sammlung, 
Analyse, Herausgabe und des Austausches [mit außenstehenden Drit-
ten] von Informationen zu ausländischen Investitionen.

§ 77 [Analyseberichte zu ausländischen Investitionen] Die für 
ausländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats verfasst 
und veröffentlicht den jährlichen Analysebericht zu ausländischen In-
formationen, dieser enthält unter anderem eine Analyse zu den Indus-
triesektoren, dem wirtschaftlichen Nutzen, dem gesellschaftlichen Ein-

§ 78 [Gegenstand der Berichte von Informationen] Ausländische 
Investoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung müssen 

-
len.

§ 79 [Verfahrensweg für Berichte von Informationen] Ausländi-
sche Investoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung be-
richten Information mittels des Systems zum Bericht von Informati-
onen an die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen. 

§ 80 [Wahrheitsgemäßer Bericht] Ausländische Investoren und 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung müssen Informationen 
nach diesem Gesetz wahrhaft, genau und vollständig abgeben, sie dür-
fen keine falschen Aufzeichnungen, irreführenden Angaben oder er-
hebliche Lücken enthalten.

§ 81 [Berichte zu zusammengesetzten Investitionen] Kaufen aus-
ländische Investoren Aktien von Gesellschaften, die innerhalb des [chi-
nesischen] Gebiets börsenzugelassen sind, müssen sie Berichts-, Veröf-

den einschlägigen Bestimmungen des „Wertpapiergesetzes“ und des 
Wertpapieraufsichtsorgans des Staatsrates erfüllen.

Kaufen ausländische Investoren mindestens 10% der Aktien von 
inlandsbörsennotierten Gesellschaften, die innerhalb des [chinesi-
schen] Gebiets börsenzugelassen sind, oder [einen Anteil] von weniger 
als 10%, [dessen Kauf] aber zu einer Veränderung in den Kontrollrech-
ten der Gesellschaft, die innerhalb des [chinesischen] Gebiets börsen-

Kapitel erfüllen.

Kaufen ausländische Investoren weniger als 10 %, der Aktien von 
Gesellschaften, die innerhalb des [chinesischen] Gebiets börsenzuge-
lassen sind, und führt [der Kauf] aber zu keiner Veränderung in den 
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Kontrollrechten der Gesellschaft, die innerhalb des [chinesischen] Ge-

[Inhalt des Jahresberichts – Zusammengefasste Investitionen] erfüllen.

§ 82 [Publizität der Berichtsinformationen] Die für ausländische 
Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats kann die von auslän-
dischen Investoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung 
eingereichten Informationen im Rahmen des Systems zum Bericht von 
Informationen in der Öffentlichkeit publizieren.

§ 83 [Auskünfte zu Berichtsinformationen] Bürger, juristische Per-
sonen und andere Organisationen können nach dem Recht bei den für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen Auskünfte zu In-
formationen über ausländischen Investitionen beantragen.

§ 84 [Ausnahme zur Publizität der Informationen] Enthalten die 
Informationen zu ausländischen Investitionen Geschäftsgeheimnisse 
oder betreffen die Privatsphäre des ausländischen Investors oder des 
Unternehmens mit ausländischer Beteiligung, so werden sie nicht ver-
öffentlicht, soweit dies nicht in Gesetzen und Verwaltungsrechtsnor-
men anders bestimmt ist.

2. Abschnitt: Berichte zu ausländischen Investitionen

§ 85 [Frist zum Bericht von Informationen] Der ausländische In-
vestor oder das Unternehmen mit ausländischer Beteiligung muss vor 
Vornahme der Investition oder innerhalb von 30 Tagen nach Vornahme 
der Investition nach den Bestimmungen dieses Abschnitts einen Be-
richt von Informationen einreichen.

Fordern gesetzliche Bestimmungen die Registrierung der Vornah-
me der Investition, so gilt der Zeitpunkt der vollendeten Registrierung 
als Zeitpunkt der Vornahme der Investition; bestehen keine Registrie-
rungserfordernisse so gilt der Zeitpunkt der vollendeten Transaktion 
der Investition als Zeitpunkt der Vornahme.

§ 86 [Bericht über die Änderung von tatsächlichen Investitionen] 
Sind bei den Umständen der tatsächlichen Investitionen [im Vergleich] 
zu dem Bericht von Informationen, die der ausländische Investor vor 
Durchführung der Investition eingereicht hat, Änderungen eingetre-
ten, muss er innerhalb von 30 Tagen nach Durchführung der Investiti-
on die Umstände der Änderung berichten.

§ 87 [Inhalt des Berichts von Informationen] Betreffen Investitio-
nen ausländischer Investoren innerhalb des chinesischen Gebiets die 
Errichtung oder Änderung von Unternehmen mit ausländischer Betei-
ligung, müssen Unternehmen mit ausländischer Beteiligung folgende 
Informationen berichten:

(1) grundlegende Informationen über den ausländischen Investor, 
einschließlich Bezeichnung, Sitz, Registerort, tatsächlich kontrollieren-
der Personen, Organisationsform, hauptsächliches Geschäft, Kontakt-
person und Kontaktdaten;

(2) grundlegende Informationen über die ausländische Investition, 
einschließlich Investitionsbetrag, Herkunftsort der Investition, Investi-
tionssektor, Investitionsgebiet, Investitionszeitraum, Form der Investi-
tion, Verhältnis und Form der Einlagen [und] die Umstände des Erhalts 
betreffender Verwaltungsgenehmigungen oder der Aufzeichnung 6.

6 Wörtlich: Meldung zu den Akten.
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(3) grundlegende Informationen über das Unternehmen mit aus-
ländischer Beteiligung, einschließlich Bezeichnung, Sitz, Kennziffer 
der Organisation oder des Organs, Registerort, Zusammensetzung der 
Anteilsrechte, Investitionsbetrag, registriertes Kapital, tatsächlich kon-
trollierende Personen, Organisationsform, Geschäftsbereich, Kontakt-
person und Kontaktdaten;

Betreffen Investitionen ausländischer Investoren innerhalb des 
chinesischen Gebiets nicht die Errichtung oder Änderung von Unter-
nehmen mit ausländischer Beteiligung, bedarf es nur des Berichts der 
Inhalte nach Nr. 1 und 2 des vorherigen Absatzes.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen von ausländischen Investoren oder von Unternehmen mit auslän-
discher Beteiligung verlangen, dass Materialien, die mit den in den 
vorherigen zwei Absätzen bestimmten Informationen im Zusammen-
hang stehen, ergänzend eingereicht werden.

§ 88 [Bericht über die Umstände der Zugangserlaubnis] Bedür-
fen ausländische Investoren nach diesem Gesetz der Erteilung einer 

Tagen nach Erhalt der Zugangserlaubnis erfüllen. Außer dem Bericht 
der betreffenden Informationen gemäß § 87 dieses Gesetzes [Inhalt des 
Berichts von Informationen] müssen sie die betreffenden Umstände 
des Erhalts der Zugangserlaubnis berichten.

3. Abschnitt: Bericht über die Änderung von Angelegenheiten aus-
ländischer Investitionen

§ 89 [Inhalt des Berichts über Änderungen] Treten Änderungen 
bei den Angelegenheiten ausländischer Investoren ein, müssen auslän-
dische Investoren oder Unternehmen mit ausländischer Beteiligung ei-
nen Bericht über die Änderungen innerhalb von 30 Tagen nach Eintritt 
der Änderungen einreichen.

Änderungen nach dem vorherigen Absatz umfassen:

(1) Eintritt von Änderungen der Bezeichnung, des Sitzes, des Re-
gisterorts, der tatsächlich kontrollierenden Personen, der Organisati-
onsform, des hauptsächliches Geschäfts, der Kontaktperson sowie der 
Kontaktdaten des ausländischen Investors;

(2) Eintritt von Änderungen, die im Hinblick auf den Status des 
ausländischen Investors wegen der Verschmelzung, Spaltung, Insol-

Staatsangehörigkeit oder wegen Todes eingetreten sind;

(3) Eintritt von Änderungen des Investitionsbetrags, des Her-
kunftsorts der Investition, des Investitionssektors, des Investitionsge-
biets, des Investitionszeitraums, der Form der Investition, des Verhält-
nisses und der Form der Einlagen [oder] der Umstände des Erhalts 
betreffender Verwaltungsgenehmigungen oder der Aufzeichnung 7 des 
ausländischen Investors;

(4) Rechtsinteressen ausländischer Investoren werden übertragen, 
zum Gebrauch überlassen, mit einer Hypothek belastet oder verpfän-
det;

(5) Eintritt von Änderungen der Bezeichnung, des Sitzes, der 
Kennziffer der Organisation oder des Organs, des Registerorts, der 
Zusammensetzung der Anteilsrechte, des Investitionsbetrags, des re-

7 Siehe Fn. 6.
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gistrierten Kapitals, der tatsächlich kontrollierenden Personen, der 
Organisationsform, des Geschäftsbereichs, der Kontaktperson und der 
Kontaktdaten des Unternehmens mit ausländischer Beteiligung;

(6) Eintritt von Änderungen, die im Hinblick auf den Status des 
Unternehmens mit ausländischer Beteiligung wegen der Verschmel-

Löschung eingetreten sind;

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen von ausländischen Investoren oder von Unternehmen mit auslän-
discher Beteiligung verlangen, dass Materialien, die mit den im vor-
herigen Absatz bestimmten Informationen im Zusammenhang stehen, 
ergänzend eingereicht werden.

§ 90 [Auslösen einer neuen Zugangserlaubnis] Treten Umstän-
de der Änderung nach § 89 dieses Gesetzes [Inhalt des Berichts über 
Änderungen] ein [und] wird eine neue Zugangserlaubnis für auslän-
dische Investoren ausgelöst, müssen ausländische Investoren gemäß 
diesem Gesetz eine Zugangserlaubnis beantragen.

§ 91 [Verstoß gegen Voraussetzungen der Zugangserlaubnis] 
Treten Umstände der Änderung nach § 89 dieses Gesetzes [Inhalt des 
Berichts über Änderungen] ein [und] könnte gegen die der Zugangs-
erlaubnis zugefügten Bedingungen verstoßen werden, müssen auslän-
dische Investoren bei der Einreichung des Berichts über die Änderung 
[dies] zugleich erläutern und einen Plan zur Lösung vorlegen. Die für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen, die die Zugangs-
erlaubnis ausgestellt haben, können je nach Umständen Ermittlungen 
einleiten, wenn erforderlich können sie verlangen, dass ergänzende 
Maßnahmen ergriffen werden oder nach diesem Gesetz erneut die Zu-
gangsberechtigung beantragt wird.

4. Abschnitt: Periodische Berichte

§ 92 [Inhalt des Jahresberichts] Betreffen Investitionen ausländi-
scher Investoren innerhalb des chinesischen Gebiets die Errichtung 
oder Änderung von Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, müs-
sen Unternehmen mit ausländischer Beteiligung jährlich vor dem 30. 
April einen Bericht von Informationen über das vergangene Jahr ein-
reichen, der folgende Inhalte umfasst:

(1) grundlegende Informationen über den ausländischen Investor, 
einschließlich Bezeichnung, Sitz, Registerort, tatsächlich kontrollieren-
de Personen, Organisationsform, hauptsächliches Geschäft, Kontakt-
person und Kontaktdaten;

(2) grundlegende Informationen über die ausländische Investition, 
einschließlich Investitionsbetrag, Herkunftsort der Investition, Investi-
tionssektor, Investitionsgebiet, Investitionszeitraum, Form der Investi-
tion, Verhältnis und Form der Einlagen [und] die Umstände des Erhalts 
betreffender Verwaltungsgenehmigungen oder der Aufzeichnung 8;

(3) grundlegende Informationen über das Unternehmen mit aus-
ländischer Beteiligung, einschließlich Bezeichnung, Sitz, Kennziffer 
der Organisation oder des Organs, Registerort, Zusammensetzung der 
Anteilsrechte, Investitionsbetrag, registriertes Kapital, tatsächlich kon-
trollierende Personen, Organisationsform, Geschäftsbereich, Kontakt-
person und Kontaktdaten;

8 Siehe Fn. 6.
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(4) Informationen über die Umstände des Betriebs des Unterneh-
mens mit ausländischer Beteiligung im vergangenen Jahr einschließ-
lich [Informationen] wie etwa Investitionssektor, wesentliche Produkte 
oder Dienstleistungen, Im- und Export, Arbeitsverhältnisse, Steuer-
zahlungen, Forschung und Entwicklung;

(5) Informationen zur Finanzbuchführung des Unternehmens mit 
ausländischer Beteiligung im vergangenen Jahr einschließlich [Infor-
mationen] wie etwa Vermögen, Schulden, Eigentümerrechtsinteressen, 
Einnahmen, Kosten und Gewinne.

(6) Umstände der Entfaltung von Geschäften zwischen dem Un-
ternehmen mit ausländischer Beteiligung, dem ausländischen Investor 
und mit ihm verbundenen Parteien im vergangenen Jahr wie etwa In-
vestitionen und Im- und Export;

(7) betreffende Umstände innerhalb und außerhalb des [chinesi-
schen] Gebiets des Unternehmens mit ausländischer Beteiligung wie 
etwa schwerwiegende Prozesse, Verwaltungswidersprüche, Verwal-
tungs- oder strafrechtliche Strafen und Beschwerden, die gemäß dem 
8. Kapitel dieses Gesetzes [Koordination und Behandlung von Be-
schwerden] eingereicht worden sind.

Betreffen Investitionen ausländischer Investoren innerhalb des chi-
nesischen Gebiets nicht die Errichtung oder Änderung von Unterneh-
men mit ausländischer Beteiligung, muss jährlich vor dem 30. April 
ein Jahresbericht eingereicht werden, dessen Inhalt die Informationen 
nach Nr. 1 und 2 des vorherigen Absatzes und die Umstände der Trans-
aktionen von Vermögensinvestitionen und Einnahmen aus Investitio-
nen umfasst.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen von ausländischen Investoren oder von Unternehmen mit auslän-
discher Beteiligung verlangen, dass Materialien, die mit den in den 
vorherigen zwei Absätzen bestimmten Informationen im Zusammen-
hang stehen, ergänzend eingereicht werden.

§ 93 [Inhalt des Jahresberichts – Zusammengesetzte Investitio-
nen] Kaufen ausländische Investoren weniger als 10% der Aktien einer 
innerhalb des [chinesischen] Gebiets börsenzugelassenen Gesellschaft 
und führt dies nicht zum Eintritt einer Änderung des Kontrollrechts 
der innerhalb des [chinesischen] Gebiets börsenzugelassenen Gesell-
schaft, muss der ausländische Investor, der die Aktien der innerhalb 
des [chinesischen] Gebiets börsenzugelassenen Gesellschaft kauft, 
jährlich vor dem 30. April einen Jahresbericht einreichen, der folgende 
Informationen umfasst:

(1) Bezeichnung, Sitz, Registerort, tatsächlich kontrollierende Per-
sonen, Organisationsform, hauptsächliches Geschäft, Kontaktperson 
und Kontaktdaten des ausländischen Investors;

(2) Bezeichnung, Wertpapierkennnummer und Geschäftsbereich 
der börsenzugelassenen Gesellschaft;

(3) Umstände des Aktienhandels im vergangenen Jahr.

§ 94 [Quartalsberichte von Schwerpunktunternehmen mit aus-
ländischer Beteiligung] Wenn der Gesamtinvestitionsbetrag, der Um-
satz oder die Betriebseinnahmen von Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung, die von ausländischen Investoren kontrolliert werden, 
über 10 Mrd. Yuan liegt, oder wenn sie mehr als zehn Tochterunter-
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nehmen haben, müssen vierteljährlich innerhalb von 30 Tagen nach 
Quartalsschluss Informationen zu den Umständen des Betriebs und 
Informationen zur Finanzbuchführung berichtet werden.

§ 95 [Integrierter Bericht] Unternehmen mit ausländischer Beteili-
gung müssen, nachdem sie die betreffenden Informationen ihrer direkt 
oder indirekt kontrollierten Unternehmen innerhalb des [chinesischen] 
Gebiets integriert haben, zusammengenommen berichten.

5. Abschnitt: Statistik ausländischer Investitionen

§ 96 [Statistik ausländischer Investitionen] Die für ausländische 
Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats errichtet gemäß dem 
„Statistikgesetz“ und betreffenden staatlichen Bestimmungen ein Sys-
tem zur Erhebung der Statistik ausländischer Investitionen und statis-
tischer Standards, organisiert, koordiniert und verwaltet die Erhebung 
der Statistik ausländischer Investitionen im gesamtstaatlichen Um-
fang, fasst den Inhalt des Berichts von Informationen ausländischer In-
vestoren und von Unternehmen mit ausländischer Beteiligung zusam-
men, entfaltet Analysen der Statistik, macht statistische Daten bekannt 
und bearbeitet die Verwaltung der Aufzeichnungen, die gemeinsame 
Nutzung von Daten und Informationen und den Austausch mit dem 
Ausland.

§ 97 [Statistikberichte] Die für ausländische Investitionen zustän-
dige Abteilung des Staatsrats trägt den betreffenden Inhalt des Berichts 
von Informationen zusammen, die von ausländischen Investoren und 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung eingereicht wurden, und 
fasst diese zusammen [und] stellt Statistikberichte über ausländisches 
Investitionen zusammen und macht diese bekannt.

Wenn die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats Arbeiten 
zur Statistik ausländischer Investitionen ausführt, kann sie nach dem 
Recht von betreffenden Orten und Abteilungen die Lieferung von ent-
sprechenden Informationen und Daten verlangen; die betreffenden 
Orte und Abteilungen müssen kooperieren.

§ 99 [Gemeinsame Nutzung von statistischen Daten] Die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats muss nach 
dem Recht betreffenden Abteilungen statistische Daten über ausländi-
sche Investitionen zur Verfügung stellen.

6. Kapitel: Investitionsförderung

§ 100 [Mechanismus zur Förderung von Investitionen] Der Staat 
legt eine Strategie zur Entwicklung ausländischer Investitionen fest, 
baut einen Mechanismus zur Förderung ausländischer Investitionen 
auf und vervollständigt diesen, führt eine Anpassung ausländischer 
Investitionen an die volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung unseres Landes herbei [und] steigert die Qualität und das 
Niveau des Nutzens ausländischer Investitionen.

§ 101 [Politnormen zur Förderung von Investitionen] Der Staat 
legt nach dem Recht Politnormen [und] Maßnahmen auf Gebieten wie 
Finanzverwaltung, Steuern, Finanzierung, Personal, Industrie, Weiter-
bildung und Forschung und Entwicklung fest, [um] ausländische In-
vestitionen zu fördern.

§ 102 [Politnormen für Industriesektoren und Regionen] Der 
Staat fördert nach den Bedürfnissen der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklung sowie der Situation der Transformation der 
Industriesektoren, dass ausländische Investoren in Industriesektoren 
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sowie besonderen Wirtschaftsregionen und autonomen Orte von Min-
derheiten sowie Gebiete investieren, die nicht entwickelt sind, [und] 
erschließt Unternehmen mit ausländischer Beteiligung mit fortschritt-
lichen Produkten, Dienstleistungen und Techniken.

§ 103 [Dienstleistungen zur Förderung von Investitionen] Der 
Staat baut ein System von öffentlichen Dienstleistungen für ausländi-
sche Investitionen auf, [um] ausländischen Investoren und der übrigen 
Öffentlichkeit Dienstleistungen zur Förderung von Investitionen zur 
Verfügung zu stellen in Bereichen wie etwa gesetzliche Bestimmungen, 
Politnormen und Maßnahmen, Investitionsprojekte und Informatio-
nen im Zusammenhang mit ausländischen Investitionen.

§ 104 [Verfahren zur Förderung von Investitionen] Der Staat treibt 
den Aufbau eines angemessenen [und] normierten Verfahrens zur För-
derung von Investitionen voran.

Ausländische Investitionen dürfen nicht in einer Art und Weise 
gefördert werden, die etwa die staatliche Sicherheit, die gesellschaftli-
chen öffentlichen Interessen, das Leben [oder] die Gesundheit der Öf-
fentlichkeit, die ökologische Umwelt [oder] die Rechtsinteressen der 
Arbeiter schädigen.

§ 105 [Organ zur Förderung internationaler Investitionen] Der 
Staat unterstützt das Organ zur Förderung internationaler Investiti-
onen, Aktivitäten zur Förderung internationaler Investitionen zu or-
ganisieren und zu entfalten. Das Organ zur Förderung internationaler 
Investitionen erfüllt unter der Anleitung durch die für ausländische In-

-
ten:

(1) Durchführung der strategischen Planung sowie der Politnor-
men und Maßnahmen zu ausländischen Investitionen;

(2) Aufbau und Durchführung eines landesweiten Systems zur Be-
wertung des Investitionsumfeldes;

(3) Aufbau einer landesweiten Plattform für öffentliche Informati-
onen, Projekt- und Beratungsdienstleitungen für ausländische Investi-
tionen;

(4) Entfaltung von landesweiten Aktivitäten zur Förderung von In-
vestitionen und zur Weiterbildung zur Förderung von Investitionen;

(5) Errichtung von Repräsentanzorganen in Übersee zur Förderung 
von Investitionen;

(6) Entfaltung von Austausch und Kooperation mit Organen zur 
Förderung von Investitionen in anderen Staaten und Regionen sowie 
mit internationalen Organisationen zur Förderung von Investitionen;

(7) Annahme, Koordination und Behandlung von Beschwer-
den ausländischer Investoren, Hilfestellung beim Schutz der legalen 
Rechtsinteressen ausländischer Investoren und von Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung.

§ 106 [Plattform zum Austausch internationaler Investitionen] 
Das Organ zur Förderung internationaler Investitionen initiiert den 
Aufbau einer Plattform zum Austausch internationaler Investitionen, 
treibt länderübergreifende Investitionen voran und fördert diese.

§ 107 [Internetseite und Datenbank mit Informationen zu Inves-
titionen] Das Organ zur Förderung internationaler Investitionen baut 
eine Internetseite zur Förderung internationaler Investitionen und eine 
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Datenbank mit Projekten internationaler Investitionen auf und vervoll-
ständigt diese.

§ 108 [Förderung lokaler Investitionen] Der Staat fördert, dass alle 
Orte Arbeitsorgane zur Förderung internationaler Investitionen auf-
bauen und diese vervollständigen, [um] spezielle Organe zur Förde-
rung von Investitionen zu errichten.

§ 109 [Sonderwirtschaftsgebiete] Der Staatsrat kann Sonderwirt-
schaftsgebiete einrichten, [um] ausländische Investitionen zu fördern 
[und] die Öffnung nach außen zu erweitern.

§ 110 [Verwaltung von Sonderwirtschaftsgebieten] Die für aus-
ländische Investitionen zuständige Abteilung des Staatsrats und die 
betreffenden zuständigen Abteilungen führen nach den jeweiligen 

-
derwirtschaftsgebiete durch.

7. Kapitel: Investitionsschutz

§ 111 [Entzug] Außer unter besonderen Umständen führt der Staat 
keinen Entzug ausländischer Investitionen durch.

Führt der Staat auf Grund der Bedürfnisse der gesellschaftlichen 
öffentlichen Interessen den Entzug ausländischer Investitionen durch, 
muss [der Entzug] gemäß dem gesetzlich bestimmten Verfahren durch-
geführt und nach dem Recht ein Ausgleich geleistet werden.

§ 112 [Beschlagnahme] Bei Gefahr oder in Naturkatastrophen oder 
aufgrund anderer dringender Bedürfnisse können unbewegliche oder 
bewegliche Sachen ausländischer Investoren [und] von Unternehmen 
mit ausländischer Beteiligung innerhalb des chinesischen Gebiets ge-
mäß den gesetzlich vorgesehenen Befugnissen und in den gesetzlich 
vorgesehenen Verfahren beschlagnahmt werden.

Werden unbewegliche oder bewegliche Sachen ausländischer In-
vestoren [und] von Unternehmen mit ausländischer Beteiligung inner-
halb des chinesischen Gebiets beschlagnahmt, muss nach dem Recht 
eine angemessene Nutzungsgebühr gezahlt werden. Beschlagnahm-
te unbewegliche oder bewegliche Sachen müssen nach der Nutzung 
an den zuvor Berechtigten zurückgegeben werden. Im Fall der Ver-
schlechterung oder des Untergangs beschlagnahmter unbeweglicher 
oder beweglicher Sachen muss Ausgleich geleistet werden.

§ 113 [Staatliche Entschädigung] Verursachen staatliche Behörden 
oder ihre Funktionäre bei der rechtswidrigen Ausübung von Amtsbe-
fugnissen bei ausländischen Investoren [oder] Unternehmen mit aus-
ländischer Beteiligung einen Schaden, haben ausländischen Investoren 
[oder] Unternehmen mit ausländischer Beteiligung die Befugnis, nach 
dem Recht Schadenersatz zu verlangen.

§ 114 [Übertragung] Soweit Gesetze [oder] Verwaltungsrechts-
normen nichts anderes bestimmen, erlaubt der Staat, dass legale Ver-
mögensgegenstände wie etwa Einlagen, Gewinne, Einnahmen durch 
Verfügung über Vermögen [und] nach dem Recht erlangter Ausgleich 
oder Schadenersatz frei ein- und ausgeführt werden.

§ 115 [Transparenz] Der Staat macht nach dem Recht unverzüglich 
gesetzliche Bestimmungen und justizielle Urteile bekannt, die mit aus-
ländischen Investitionen im Zusammenhang stehen.
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Ausländische Investoren [und] Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung können nach dem Recht am Verfahren zur Festlegung ge-
setzlicher Bestimmungen teilnehmen und [hierzu] Kritik und Ansich-
ten äußern.

§ 116 [Schutz geistiger Eigentumsrechte] Der Staat schützt nach 
dem Recht geistige Eigentumsrechte ausländischer Investoren und von 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung.

§ 117 [Handelskammern] Ausländische Investoren und Unter-
nehmen mit ausländischer Beteiligung können nach dem Recht Han-
delskammern [und] Verbände gründen und diesen freiwillig beitreten; 
sie entfalten entsprechende Aktivitäten in dem Umfang, den Gesetze 
und die Organisationssatzung bestimmen [und] schützen die eigenen 
Rechtsinteressen.

§ 118 [Lösung von Streitigkeiten] Treten bei Aktivitäten von Inves-
titionen und dem Betrieb durch ausländische Investoren innerhalb des 
chinesischen Gebiets Streitigkeiten auf, können [diese] durch Formen 
wie Verhandlungen, Streitschlichtung, Beschwerden, [Verwaltungs-]
Widerspruch, Schiedsverfahren oder Klagen gelöst werden.

8. Kapitel: Koordination und Behandlung von Beschwerden

§ 119 [Mechanismus zur Koordination und Behandlung von Be-
schwerden] Der Staat baut einen Mechanismus zur Koordination und 
Behandlung von Beschwerden zu ausländischen Investitionen auf; er 
verantwortet die Koordination und Behandlung von Investitionsstrei-
tigkeiten zwischen Unternehmen mit ausländischer Beteiligung und 
Verwaltungsbehörden.

-
handlung von Beschwerden] Das Organ zur Förderung internationa-
ler Investitionen errichtet ein landesweites Zentrum zur Koordination 
und Behandlung von Beschwerden bei ausländischen Investitionen, 
das Beschwerdeangelegenheiten koordiniert und behandelt, die im 
gesamtstaatlichen Umfang erhebliche Auswirkungen haben, [und] fol-

(1) Annahme [und] Weiterleitung von Beschwerdeangelegenheiten 
zu ausländischen Investitionen;

(2) Koordination und Behandlung von Beschwerdeangelegenhei-
ten zu ausländischen Investitionen in betreffenden Orten [und] mit be-
treffenden Abteilungen;

(3) Anhalten zur und Überprüfung der Umstände der Implemen-
tierung von Plänen zur Behandlung von Beschwerdeangelegenheiten 
zu ausländischen Investitionen;

(4) je nach den konkreten Umständen der Beschwerdeangelegen-
heiten zu ausländischen Investitionen das Einreichen von Vorschlägen 
zur Vervollständigung der Politnormen und Verbesserung der Arbeit 
an betreffenden Orten [und] bei betreffenden Abteilungen;

(5) Erforschung und Analyse der Umstände ausländischer Investi-
tionen [und] Einreichen eines Berichts bei der für ausländische Investi-
tionen zuständigen Abteilung des Staatsrats.

§ 121 [Aufforderung zur Unterstützung] Nach den Bedürfnissen 
der Koordination und Behandlung von Beschwerden bei ausländi-
schen Investitionen kann das landesweite Zentrum zur Koordination 
und Behandlung von Beschwerden zu ausländischen Investitionen 
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von betreffenden Orten [und] Abteilungen verlangen, dass die Verhält-
nisse erläutert werden und Material sowie andere notwendige Hilfe 
zur Verfügung gestellt wird.

§ 122 [Vorschlag zur Koordination und Behandlung] Reicht das 
landesweite Zentrum zur Koordination und Behandlung von Be-
schwerden bei ausländischen Investitionen gemäß § 120 dieses Geset-

von Beschwerden] bei betreffenden Orten und Abteilungen Vorschläge 
ein, müssen die betreffenden Orte und Abteilungen [diese] behandeln 
und die Umstände der Behandlung unverzüglich widerspiegeln.

§ 123 [Organe zur Koordination und Behandlung von Beschwer-
den] Die von lokalen Volksregierungen auf Kreis- oder höherer Ebene 
nach Bedarf errichteten Organe zur Koordination und Behandlung von 
Beschwerden nehmen die von ausländischen Investoren und von Un-
ternehmen mit ausländischer Beteiligung gegen Verwaltungsbehörden 
innerhalb ihres Verwaltungsbezirks gerichteten Beschwerden an und 
koordinieren und behandeln diese; sie verantworten die Erledigung 
von Beschwerdeangelegenheiten, die vom landesweiten Zentrum zur 
Koordination und Behandlung von Beschwerden bei ausländischen In-
vestitionen [an sie] weitergeleitet wurden.

§ 124 [Prinzipien der Koordination und Behandlung von Be-
schwerden] Die Organe zur Koordination und Behandlung von Be-
schwerden bei ausländischen Investitionen halten die Prinzipien der 
Fairness, Gerechtigkeit und Legalität ein [und] koordinieren und be-
handeln Beschwerden nach diesem Gesetz und einschlägigen gesetzli-
chen Bestimmungen.

§ 125 [Wahrheitsgemäße Beschwerden] Ausländische Investo-
ren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung müssen bei Be-
schwerden wahrheitsgemäß die Umstände wiedergeben, betreffende 
Beweise zur Verfügung stellen und mit den Organen zur Koordination 
und Behandlung von Beschwerden bei ausländischen Investitionen bei 
der Entfaltung von Arbeiten kooperieren.

9. Kapitel: Überwachung und Überprüfung

§ 126 [Überwachung und Überprüfung] Die für ausländische In-
vestitionen zuständigen Abteilungen müssen die Überwachung und 
Überprüfung der Einhaltung dieses Gesetzes durch ausländische In-
vestoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung verstärken.

Verwaltungsabteilungen wie etwa für Industrie und Handel, Steu-
ern, Devisen und Rechnungsprüfung erfüllen nach dem Recht die Auf-
gabe der Überwachung und Überprüfung.

§ 127 [Einleitung der Überwachung und von Überprüfungen] Die 
für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen können we-
gen folgenden Umständen bei ausländischen Investoren und Unter-
nehmen mit ausländischer Beteiligung eine Überwachung und Über-
prüfung einleiten:

(1) periodische Stichprobenüberprüfung;

(2) Überprüfung auf Grund von Anzeigen;

(3) Überprüfung auf Grund von Vorschlägen betreffender Abtei-
lungen und Justizbehörden und von Umständen, die von diesen wi-
dergespiegelt werden;

(4) andere von Amts wegen eingeleitete Überprüfungen.
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§ 128 [Stichprobenüberprüfung] Stichprobenüberprüfungen wer-
den eingeteilt in nicht zielgerichtete und zielgerichtete Stichproben-
überprüfungen.

Nicht zielgerichtete Stichprobenüberprüfungen bedeutet, dass die 
für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen zufällig die 
zu überprüfende Person und die zu überprüfenden Angelegenheiten 
festlegen; zielgerichtete Stichprobenüberprüfungen bedeutet, dass die 
für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen zufällig die 
zu überprüfenden Personen nach besonderen Bedingungen wie etwa 
Form der ausländischen Investition, Umfang des Betriebs, Industriezu-
gehörigkeit oder Verwaltungsbezirk festlegen.

§ 129 [Anzeigen] Im Hinblick auf Handlungen, bei denen der Ver-
dacht besteht, dass ein Verstoß gegen dieses Gesetz vorliegt, haben alle 
Einheiten und Einzelpersonen die Befugnis, diese bei den für ausländi-
sche Investitionen zuständigen Abteilungen anzuzeigen.

Anzeigende können verlangen, dass die für ausländische Investiti-
onen zuständigen Abteilungen die Geheimhaltung wahren.

Anzeigende müssen ihre 
grundlegenden Verhältnisse, die grundlegenden Verhältnisse des An-
gezeigten [und] Tatsachen und Beweise im Zusammenhang mit dem 
Verdacht des Verstoßes gegen dieses Gesetz einreichen.

Sind die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilun-

durchführen.

§ 131 [Inhalt der Überprüfung] Der Inhalt der Überprüfung um-
fasst:

(1) ob Investitionen in Sektoren durchgeführt werden, die im Kata-
log von Durchführungsverboten angeführt werden;

(2) ob Investitionen ohne Erlaubnis in Sektoren durchgeführt wer-
den, die im Katalog von Durchführungsbeschränkungen angeführt 
werden;

(3) ob die der Zugangserlaubnis zugefügten Bedingungen einge-
halten werden;

(4) ob die dem Beschluss über die staatliche Sicherheitsprüfung zu-
gefügten beschränkenden Bedingungen eingehalten werden;

(6) ob Beschlüsse über eine Verwaltungssanktion erfüllt werden, 
die von den für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen 
erlassen wurden;

(7) ob Handlungen vorliegen, welche die staatliche Sicherheit und 
die gesellschaftlichen öffentlichen Interessen gefährden;

(8) ob andere Umstände des Verstoßes gegen dieses Gesetz vorlie-
gen.

§ 132 [Methoden der Überprüfung] Entfalten die für ausländische 
Investitionen zuständigen Abteilungen Arbeiten der Überprüfung, 
können sie Methoden wie etwa Netzwerk-Überwachung, Fragebogen-
Ermittlung oder Vor-Ort-Untersuchungen ergreifen.
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§ 133 [Vor-Ort-Untersuchungen] Entfalten die für ausländische 
Investitionen zuständigen Abteilungen Arbeiten der Vor-Ort-Unter-
suchungen, darf Überprüfungspersonal aus nicht weniger als zwei 
Personen bestehen [und] muss während der Untersuchung Nachwei-
se vorzeigen. Das Überprüfungspersonal muss ein Vor-Ort-Untersu-
chungsprotokoll erstellen, [in dem] wahrheitsgemäß die Umstände 
der Untersuchung protokolliert werden und das von dem überprüften 
Unternehmen oder Personal unterzeichnet oder gestempelt wird. Ist 
das Unterschreiben oder die Stempelung unmöglich, muss das Über-
prüfungspersonal die Gründe vermerken; nötigenfalls kann es betref-
fendes Personal als Augenzeugen einladen.

§ 134 [Ergebnisse der Expertenbegutachtung] Die für ausländische 
Investitionen zuständigen Abteilungen können nach Überprüfungs-
bedarf Fachorgane wie etwa Wirtschaftsprüfungsbüros, Steuerbera-
tungsbüros und Rechtsanwaltsbüros beauftragen, Expertendienstleis-
tungen wie etwa Überprüfungen des Kapitals, Rechnungsprüfungen, 
Begutachtungen und Beratungen zur Verfügung zu stellen.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen die Ergebnisse der Überprüfungen und Untersuchungen verwen-
den, die andere Abteilungen der Regierungen erstellt haben.

§ 135 [Kooperation bei der Überprüfung] Während der Überprü-
fung können die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilun-
gen nach dem Recht betreffendes Material durchsehen oder von den zu 
überprüfenden Personen verlangen, solches zur Verfügung zu stellen; 
die zu überprüfenden Personen müssen [dieses] wahrheitsgemäß zur 
Verfügung stellen.

§ 136 [Disziplin bei der Überprüfung] Bei der Durchführung der 
Überprüfung dürfen die für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilungen nicht die gewöhnlichen Aktivitäten der Produktion und 
des Betriebs behindern, dürfen nicht Vermögensgüter oder Dienstleis-
tungen der zu überprüfenden Personen annehmen und dürfen sich 
nicht um andere illegale Vorteile bemühen.

§ 137 [Sanktionen bei der Überprüfung] Wird bei der Überprü-
fung entdeckt, dass bei den zu überprüfenden Personen Handlungen 
vorliegen könnten, die gegen dieses Gesetz verstoßen, können die für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen nach dem Recht 
Ermittlungen entfalten; wird durch die Ermittlungen festgestellt, dass 
rechtswidrige Handlungen vorliegen, wird [dies] gemäß dem 10. Kapi-
tel dieses Gesetzes bestraft.

§ 138 [Gemeinsame Nutzung von Informationen] Die für auslän-
dische Investitionen zuständigen Abteilungen und andere betreffende 
für die Verwaltung zuständige Abteilungen müssen die gemeinsame 
Nutzung von Informationen über die Verwaltung ausländischer Inves-
titionen verwirklichen.

§ 139 [Lokale Überprüfungen] Die für ausländische Investitionen 
zuständigen Abteilungen verantworten die Anleitung der gesamt-
staatlichen Überwachung und Überprüfung ausländischer Investitio-
nen; sie entfalten oder organisieren nach Bedarf, dass die lokalen für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen Überprüfungen 
entfalten.

Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen der 
lokalen Volksregierungen auf Kreis- oder höherer Ebene verantworten 
die Organisation oder Entfaltung der Überprüfung ausländischer In-
vestitionen ihres Verwaltungsbezirks.
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§ 140 [Anleitung und Überwachung der lokalen Überprüfungen] 
Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen der höhe-
ren Ebenen müssen die Anleitung und Überwachung der Überprüfun-
gen verstärken, die von den für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilungen der tieferen Ebenen entfaltet werden [und] unverzüglich 
betreffende rechtswidrige Handlungen korrigieren.

§ 141 [Aufzeichnungen über Treu und Glauben] Die für auslän-
dische Investitionen zuständigen Abteilungen bauen ein System von 
Aufzeichnungen über Treu und Glauben ausländischer Investitionen 
auf.

Informationen, die im System von Aufzeichnungen über Treu und 
Glauben ausländischer Investitionen protokolliert sind, umfassen In-
formationen über ausländische Investoren und Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung, die bei Aktivitäten entstehen wie etwa bei 
der Registrierung der Errichtung, der Produktion [oder] beim Betrieb, 
sowie Informationen, welche die Verhältnisse von Treu und Glauben 
widerspiegeln, welche die für ausländische Investitionen zuständigen 
Abteilungen und andere zuständige Abteilungen während der Über-
wachung und Überprüfung erfassen.

Die konkreten Maßnahmen zur Verwaltung des Systems von Auf-
zeichnungen über Treu und Glauben ausländischer Investitionen wer-
den vom Staatsrat anderweitig bestimmt.

§ 142 [Veröffentlichung von Informationen zu Treu und Glau-
ben] Die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen kön-
nen nach dem Recht Informationen zu Treu und Glauben über betref-
fende ausländische Investoren und Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung veröffentlichen.

Die Öffentlichkeit kann beantragen, Auskünfte über Informationen 
zu Treu und Glauben über ausländische Investoren und Unternehmen 
mit ausländischer Beteiligung einzuholen.

Die Informationen zu Treu und Glauben, die nach den vorherigen 
zwei Absätzen veröffentlicht oder an anderes Personal weitergegeben 
wird, darf nicht Geschäftsgeheimisse [oder] die Privatsphäre von Ein-
zelpersonen ausländischer Investoren [oder] von Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung einschließen, außer wenn Gesetze [oder] 
Verwaltungsrechtsnormen etwas anderes bestimmen.

§ 143 [Korrektur von Informationen zu Treu und Glauben] Aus-
ländische Investoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung 
können Auskünfte über die eigenen Informationen zu Treu und Glau-
ben im System von Aufzeichnungen über Treu und Glauben ausländi-
scher Investitionen einholen; wenn sie der Ansicht sind, dass das Pro-
tokoll der betreffenden Informationen nicht vollständig oder fehlerhaft 
ist, können sie entsprechendes Nachweismaterial einreichen und eine 
Korrektur beantragen. Ergibt die Untersuchung, dass [die nachgewie-
senen Tatsachen] wahr sind, werden [die Informationen] korrigiert.

10. Kapitel: Rechtliche Haftung

§ 144 [Investitionen innerhalb des Verbotskatalogs] Investieren 
ausländische Investoren in Sektoren, die im Katalog von Durchfüh-
rungsverboten angeführt werden, müssen die für ausländische Inves-
titionen zuständigen Abteilungen der Volksregierungen in der PAS, in 

Investition [und] eine Frist für die Verfügung über Anteilsrechte oder 
andere Vermögen anordnen, [sie müssen] illegale Einnahmen einzie-
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hen und Geldbußen in Höhe von 100.000 Yuan bis 1 Mio. Yuan oder bis 
10% der illegalen Einnahmen verhängen.

§ 145 [Verstoß gegen die Bestimmungen zur Zugangserlaubnis] 
Investieren ausländische Investoren ohne Erlaubnis in Sektoren, die 
im Katalog von Durchführungsbeschränkungen angeführt werden, 
müssen die für ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen 

die Einstellung der Investition [und] eine Frist für die Verfügung über 
Anteilsrechte oder andere Vermögen anordnen, [sie müssen] illegale 
Einnahmen einziehen und Geldbußen in Höhe von 100.000 Yuan bis 1 
Mio. Yuan oder bis 10% der illegalen Einnahmen verhängen.

Verstoßen ausländische Investoren gegen die der Zugangserlaub-
nis zugefügten Bedingungen, muss die für ausländische Investitionen 
zuständige Abteilung, welche die Erlaubnis beschlossen hat, eine be-
fristete Korrektur anordnen, und Geldbußen in Höhe von 50.000 bis 
500.000 Yuan oder bis 5% des Investitionsbetrags verhängen; erfolgt 
bei Fristablauf keine Korrektur oder sind die Umstände schwerwie-
gend, kann die für ausländische Investitionen zuständige Abteilung 
die Zugangserlaubnis aufheben.

§ 146 [Verstoß gegen die Bestimmungen zur staatlichen Sicher-
heitsprüfung] Liegt bei ausländischen Investoren einer der folgenden 
Umstände vor, ordnet die für ausländische Investitionen zuständige 
Abteilung des Staatsrats eine befristete Korrektur an, verhängt Geld-
bußen in Höhe von 100.000 Yuan bis 1 Mio. Yuan oder bis 10% des 
Investitionsbetrags und kann gemäß § 56 dieses Gesetzes [Erneute 
Durchführung der Sicherheitsprüfung] eine erneute staatliche Sicher-
heitsprüfung einleiten:

(1) wenn im Verfahren der staatlichen Sicherheitsprüfung betref-
fende Umstände verborgen, gefälschte Materialien vorgelegt oder fal-
sche Angaben gemacht wurden;

(2) wenn gegen beschränkende Bedingungen verstoßen wurde, die 
dem Beschluss über die staatliche Sicherheitsprüfung zugefügt wor-
den sind.

§ 147 [Verwaltungsrechtliche Haftung für Verstöße gegen die 
Wenn ausländische Inves-

toren oder Unternehmen mit ausländischer Beteiligung unter Verstoß 
-

formationen erfüllen oder sich der Erfüllung entziehen, oder wenn 
sie beim Bericht von Informationen die wahren Umstände verbergen, 
irreführende oder falsche Informationen einreichen, müssen die für 
ausländische Investitionen zuständigen Abteilungen der Volksregie-

Korrektur anordnen; erfolgt bei Fristablauf keine Korrektur oder sind 
die Umstände schwerwiegend, werden Geldbußen in Höhe von 50.000 
bis 500.000 Yuan oder bis 5% des Investitionsbetrags verhängt.

Bericht von Informationen] Wenn ausländische Investoren oder Un-
ternehmen mit ausländischer Beteiligung unter Verstoß gegen dieses 

-
nen entziehen, oder wenn sie beim Bericht von Informationen die wah-
ren Umstände verbergen, irreführende oder falsche Informationen ein-
reichen, [und] die Umstände besonders schwerwiegend sind, wird die 
Einheit zu einer Geldbuße verurteilt; gegen ihr direkt verantwortliches 
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zuständiges Personal und anderes verantwortliches Personal wird eine 
Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder Gewahrsam verhängt.

§ 149 [Rechtliche Haftung für Gesetzesumgehung] Umgehen aus-
ländische Investoren oder Unternehmen mit ausländischer Beteiligung 

-
-

rolle, Transaktionen außerhalb des [chinesischen] Gebiets oder irgend-
welche andere Methoden die Bestimmungen dieses Gesetzes, [um] in 
Sektoren zu investieren, die im Katalog von Durchführungsverboten 
angeführt werden, [um] ohne Erlaubnis in Sektoren zu investieren, die 
im Katalog von Durchführungsbeschränkungen angeführt werden, 

-
ses Gesetzes verstoßen, wird getrennt nach den §§ 144 [Investitionen 
innerhalb des Verbotskatalogs], 145 [Verstoß gegen die Bestimmungen 
zur Zugangserlaubnis], 147 [Verwaltungsrechtliche Haftung für Ver-

-
-

formationen] eine Bestrafung durchgeführt.

§ 150 [Maßnahmen der Zwangsvollstreckung] Erfüllen ausländi-
sche Investoren und Unternehmen mit ausländischer Beteiligung nicht 
fristgemäß die Beschlüsse über eine Verwaltungssanktion der für aus-
ländische Investitionen zuständigen Abteilungen können die für aus-
ländische Investitionen zuständigen Abteilungen folgende Maßnah-
men ergreifen:

(1) werden fällige Geldbußen nicht gezahlt, wird die Geldbuße um 
fünf Zehntausendstel des Betrags der Geldbuße pro Tag erhöht;

(2) gemäß den gesetzlichen Bestimmungen Versteigerung von ver-
siegelten oder gepfändeten Vermögen oder Zuteilung von eingefrore-
nen Einlagen zur Zahlung der Geldbußen;

(3) Beantragung der Zwangsvollstreckung bei den Volksgerichten.

§ 151 [Einziehung von Bescheinigungen und strafrechtliche 
Haftung] Verstoßen ausländische Investoren oder Unternehmen mit 
ausländischer Beteiligung gegen dieses Gesetz, können die für die be-
treffende Industrie zuständigen Abteilungen nach dem Recht Erlaub-
nisnachweise einziehen, [und] die Abteilungen zur Verwaltung von In-
dustrie und Handel können den Gewerbeschein einziehen; wenn [der 
Sachverhalt] eine Straftat bildet, wird nach dem Recht die strafrechtli-
che Haftung verfolgt.

§ 152 [Rechtliche Haftung der Funktionäre der Verwaltungsabtei-
lungen] Wenn Funktionäre der für ausländische Investitionen zustän-
digen Abteilungen und anderer betreffender Verwaltungsabteilungen 

ihre privaten Vorteile verfolgen, Amtsbefugnisse missbrauchen oder 
ihr Amt vernachlässigen, werden nach dem Recht Verwaltungsdiszip-
linarstrafen verhängt; wenn [der Sachverhalt] eine Straftat bildet, wird 
nach dem Recht die strafrechtliche Haftung verfolgt.

11. Kapitel: Ergänzende Regeln

§ 153 [Vor Inkrafttreten weiter bestehende Unternehmen] Auf 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, die [aus der Zeit] vor In-
krafttreten dieses Gesetzes weiter bestehen, müssen die Bestimmun-
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gen dieses Gesetzes angewendet werden, wenn nicht in diesem Kapitel 
anderweitig bestimmt.

§ 154 [Änderung von aus der Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes 
weiter bestehende Unternehmen] Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung, die [aus der Zeit] vor Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter 
bestehen, und die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Betriebsprojekte 
ändern, müssen eine Zugangserlaubnis beantragen, wenn sie unter die 
Projekte fallen, bei denen nach diesem Gesetz eine Zugangserlaubnis 
beantragt werden muss.

Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, die [aus der Zeit] vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter bestehen, und die nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes bei einer Erhöhung des Investitionsbetrags den 
Standard erreichen, der in den Durchführungsbeschränkungen be-
stimmt ist, müssen eine Zugangserlaubnis beantragen.

§ 155 [Fortgesetzter Betrieb unter den ursprünglichen Bedingun-
gen] Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, die [aus der Zeit] 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes weiter bestehen, können im Ge-
schäftsbereich, in der Frist und unter den anderen Bedingungen, die 
ursprünglich genehmigt worden sind, weiterbetrieben werden.

§ 156 [Befristung des Betriebs] Nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes können alle Parteien der Investitionen selbst die Befristung des Be-
triebs vereinbaren, außer wenn die für ausländische Investitionen zu-
ständigen Abteilungen nach diesem Gesetz Befristungen des Betriebs 
als Zugangsbedingungen erlassen.

Läuft die Befristung des Betriebs nach Bekanntmachung und vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ab, und beabsichtigen alle Parteien der 
Investitionen, den Betrieb weiterzuführen, können sie nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes bei den Behörden zur Verwaltung von Industrie 
und Handel die Änderungsformalitäten erledigen.

Schädigt die von allen Parteien der Investitionen vereinbarte oder 
geänderte Befristung des Betriebs Rechtsinteressen Dritter, können 
Dritte gemäß den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen [ihre] 
Rechte geltend machen.

§ 157 [Änderungen der Organisationsform und Organisationsor-
gane von Unternehmen] Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach dem Recht weiterbestehen, 
müssen innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Organisationsform und Organisationsorgane des Unternehmens 
gemäß gesetzlichen Bestimmungen wie etwa des „Gesellschaftsgeset-
zes“, des „Partnerschaftsunternehmensgesetzes“ und des „Gesetzes 
über Unternehmen mit dem Kapital allein einer Einzelperson“ ändern, 
[wobei] aber Unternehmen, deren Betriebsdauer innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes abläuft, und die eine Ver-
längerung der Betriebsdauer planen, die Änderung innerhalb der Be-
triebsdauer des Unternehmens durchführen müssen.

Vor dem Abschluss der Änderungen nach dem vorherigen Absatz 
werden die Bestimmungen zur Organisationsform und zu den Orga-
nisationsorganen von Unternehmen im „Gesetz über Gemeinschafts-
unternehmen mit chinesischer und ausländischer Kapitalbeteiligung“, 
im „Gesetz über Unternehmen mit ausschließlich ausländischer Betei-
ligung“ und im „Gesetz über chinesisch-ausländisch kooperativ betrie-
bene Unternehmen“ weiterhin angewendet.
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§ 158 [Behandlung vereinbarter Kontrolle] (Siehe „Erläuterungen 
zum ‚Gesetz der Volksrepublik China für ausländische Investitionen 
[Konsultationsentwurf]‘“ 9)

§ 159 [Erhalt einer ausländischen Staatsangehörigkeit] Erhalten 
natürliche Personen mit chinesischer Staatsangehörigkeit eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit, fallen ihre Investitionen innerhalb des 
chinesischen Gebiets unter ausländische Investitionen unabhängig 
davon, ob sie vor oder nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetreten 
sind, [und] es müssen die einschlägigen Bestimmungen dieses Geset-
zes angewendet werden, außer wenn der Staatsrat etwas anderes be-
stimmt.

§ 160 [Erhalt eines unbefristeten Aufenthaltsrechts für das Aus-
land] Erhalten natürliche Personen mit chinesischer Staatsangehörig-
keit ein unbefristetes Aufenthaltsrecht für das Ausland, [und] bestehen 
für die Behandlung ihrer Investitionen innerhalb des chinesischen Ge-
biets in betreffenden Gesetzen und Verwaltungsrechtsnormen andere 
Bestimmungen, gelten diese Bestimmungen.

§ 161 [Erhalt eines unbefristeten Aufenthaltsrechts für China] 
Erhalten natürliche Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
ein unbefristetes Aufenthaltsrecht für China, [und] bestehen für die 
Behandlung ihrer Investitionen innerhalb des chinesischen Gebiets in 
betreffenden Gesetzen und Verwaltungsrechtsnormen andere Bestim-
mungen, gelten diese Bestimmungen.

§ 162 [Investitionen durch Bewohner Taiwans] Wenn Bewohner 
Taiwans auf dem Festland investieren, wird dieses Gesetz entspre-
chend angewendet; dies gilt jedoch nicht, wenn Gesetze oder Verwal-
tungsrechtsnormen andere Bestimmungen enthalten.

Die besondere Behandlung von Investitionen auf dem Festland 
durch Bewohner Taiwans wird vom Staatsrat anderweitig bestimmt.

§ 163 [Investitionen durch Bewohner Hongkongs, Macaos und 
von Auslandschinesen] Wenn Investoren, die Bewohner von Hong-
kong oder Macao sind, und Auslandschinesen im Inland investieren, 
wird dieses Gesetz entsprechend angewendet; dies gilt jedoch nicht, 
wenn Gesetze oder Verwaltungsrechtsnormen andere Bestimmungen 
enthalten.

Die besondere Behandlung von inländischen Investitionen durch 
Investoren, die Bewohner von Hongkong oder Macao sind, und Aus-
landschinesen wird vom Staatsrat anderweitig bestimmt.

§ 164 [Rechtsanwendung] Auf von ausländischen Investoren abge-
schlossene Verträge über Investitionen, die innerhalb des chinesischen 
Gebiets erfüllt werden, wird das chinesische Recht angewendet.

§ 165 [Gegenmaßnahmen] Wendet irgendein Staat oder irgendein 
Gebiet gegenüber chinesischen Investoren oder ihren Investitionen dis-
kriminierende Maßnahmen an, kann der [chinesische] Staat auf Grund 
der tatsächlichen Umstände entsprechende Maßnahmen ergreifen.

§ 166 [Ausländische Investitionen im Finanzsektor] Investie-
ren ausländische Investoren in den Finanzsektor wie etwa Banken, 

9 Siehe die „Erläuterungen zum ‚Gesetz der Volksrepublik China für ausländische Investitionen [Konsultationsentwurf]‘“ [ЁढҎ⇥݅ᡩ䌘⊩
˄㤝Ḝᕕ∖ᛣ㾕〓˅䇈ᯢ], einzusehen unter < http://tfs.mofcom.gov.cn/article/as/201501/20150100871010.shtml >.
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Wertpapiere, Versicherungen, wird von den betreffenden für Finan-
zen zuständigen Abteilungen auf Grund von einschlägigen Gesetzen 
und Verwaltungsrechtsnormen die [Erteilung der] Zugangserlaubnis, 
Überwachung und Prüfung durchgeführt.

§ 167 [Währungseinheit] Bei der Steuerung und statistischen [Er-
fassung] ausländischer Investitionen dient der Renminbi als wichtige 
Währungseinheit .

§ 168 [Umfasste und nicht umfasste Zahlen] Wenn dieses Gesetz 
von „mindestens“, „höchstens“, „bis zu“ spricht, ist die betreffende 
Zahl eingeschlossen; wenn es von „über“, „weniger“ oder „erreicht 
nicht“ spricht, ist die betreffende Zahl nicht eingeschlossen.

§ 169 [Durchführungsmaßnahmen] Der Staatsrat kann auf Grund-
lage dieses Gesetzes Durchführungsmaßnahmen festlegen.

§ 170 [Wirksamwerden] Dieses Gesetz wird vom XX.XX.20XX an 
angewendet. Das „Gesetz über Gemeinschaftsunternehmen mit chine-
sischer und ausländischer Kapitalbeteiligung“, das „Gesetz über Un-
ternehmen mit ausschließlich ausländischer Beteiligung“ und das „Ge-
setz über chinesisch-ausländisch kooperativ betriebene Unternehmen“ 
werden zugleich aufgehoben.

Übersetzung von Rebecka Zinser und Knut Benjamin Pißler, Frank-
furt und Hamburg
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